
5

ekdung

ſchlag
ikaten,

Sozialdemokratiſches Organ für den Regierungsbezirk Merſeburg.
e „Volksſtimme“ erſcheint täglich abends (mit Ausnahme der Sonn und eſttage). Verantwort

licher Redakteur für den Tei! Lokales und Provinzielles Reinh. Dre er,
Rudol r x für den übrigen Jnhalt Otto Pollender, Leipzig. Verl. der Volks

m. b. H., Halle, Große Ulrichſtraße 27. Druck Freie Preſſe G. m. b. H., Leipzig, Königſtr. 5.ſtimme
m

Nr. 289.

ür die Jnſerate
Die 7geſp. Kolonetzeile 20 Pfenni
Verlag u. Expedition: Halle,

Bezugspreis: Monatlich 1 Mark, beim Abholen von der Expedition 90 Pfennig. Bei den Poſt:
anſtalten vierteljährl. 2.70 M. ohne Beſtellgeld. Einzelne Nummern 10 Pf. Jnſertions ebühr-

v. auswärts 25 Pfennig, im Reklameteil Zeile 75 rig
roße Ulrichſtraßze 27. Fernſpr. 5407. Zeitungspreisliſte Seite 41

üVUVlnnmo-ha—uw o
Halle, Freitag den 13. Dezember 1918. T 2. Jahrgang.

Kritiſche Lage.
Der Expräſident des Reichstages Fehrenbach vberuſt den Reichstag ein!

Der verfloſſene r Fehrenbach, derſich ſeit Wochen um den Wiederzuſammentritt des kaiſer
lichen Reichstags bemühte, hat an die Reichstagsabgeord-
neten dieſes Schreiben verſandt:

Die Friſt des Waffenſtillſtandes läuft in den nächſten Tagen
ab, aber wenn ſie auch verlängert werden ſollte, der Abſchluß
des Vorfriedens muß ſofort angeſtrebt werden, wenn das Vater
land vor weiterem ungeheuren Schaden bewahrt werden ſoll.
Die Nachrichten aus dem Lager unſerer Feinde
lauten nun aber mit immer größerer Beſtimmt-
heit dahin, daß dieſe der jetzigen Reichs leitung
die Verhandlungs fähigkeit abſprechen, daß ſie
jedoch die noch beſtehenden Organiſativnen des alten Reiches,
Bundesrat und Reichstag als berechtigt anerkennen
zur Schaffung ſowohl einer legitimen Reichsregierung, als auch
zur Beſchlußfaſfſung über das Wahlgeſettz für
die Nationalverſammlung.

Meine fortgeſetzten Bemühungen, Herrn Ebert im Jntereſſe
der Reichsleitung von der Notwendigkeit der Berufung des Reichs
tages zu überzeugen, ſind erfolglos geblieben. Die Not der
Zeit verbietet weiteres Zuwarten und verpflichtet mich, auch ohne
Zuſtimmung der Regierung von der in der außerordentlichen
Sitzung vom 26. Oktober erhaltenen Ermächtigung zur Berufung
des Reichstages Gebrauch zu machen. Jch berufe deshalb
hiermit den Reichstag, behalte mir aber die Mitteilung
von Ort und Zeit der Tagung noch vor. Die Herren Kollegen
bitte ich, ſich zur Abreiſe bereit zu halten, und zur demnächſt
anzuberaumenden Sitzung vollzählig zu erſcheinen.

Der Rat der Volksbeauftragten hat darauf Herrn Feh-
renbach fohgendes mit geteilt

Auf Jhr gefälliges Schreiben vom heukigen Tage erlauben
wir uns folgendes zu antworten: Die Behauptung, daß die En
tente der jetzigen Reichsleitung die Verhandkungsfähigkeit ab
ſpricht, daß ſie jedoch Bundesrat und Reichstag als berechtigt
anerkennt zur Schaffung einer legitimen Reichsregierung wie
zur Beſchlußfafſſung über das Wahlgeſetz zur Nationalverſamm-

lung, entbehrt der Begründung. Sie iſt nur geeignet, die En-
tente im Widerſpruch zu der tatſächlichen Macht der gegenwär-
tigen Regierung in den irrigen Glauben zu verſetzen,, als ob
eine verhandlungsfähige Regierung nicht vorhanden wäre. Der
Rat der Volksbeauftragten hat wiederholt dargelegt, vaß durch
die politiſche Umwälzung Bundesrat und Reichstag als ge
ſetzgebe de Organiſationen zu eziſtieren auf
gehört haben. Sollten Sie trotzdem den nicht mehr beſtehen-
den Reichstag einberufen, ſo werden Sie die Verant-
wortung für alle Folgen zu tragen haben.

Gegen den ausgeſprochenen Willen der Räteregierung,
allein geſtützt auf die mutmaßlichen Abſichten der En-
tente wagt es Herr Fehrenbach, den Reichstag wieder zu
ſammenzuberufen. Der Zweck der Einberufung iſt, wie Herr
Fehrenbach angibt, die Schaffung einer legitimen Reichs
regierung und die Beſchlußfaſſung über das Wahlgeſetz zur
Nationalverſammlung Angelegenheiten, die lediglich den
Zweck hätten, das heutige Syſtem zu ſtützen. Doch das
ſieht nur ſo aus. Wenn die Beſchlußfaſſung über das
Wahlgeſetz in die Hände des alten Reichstages gelegt wird,
dann kann man ſich ausmalen, wie es ausſehen würde.
Stimmt aber die Reichsregierung dem Plane der Einbe-
rufung des Reichstages mit dem Rechte das ihm dann
natürlich eingeräumt werden muß das Wahlgeſetz zu be
ſchließen, zu, dann muß ſie auch dem von dem kaiſerlichen
Reichstage beſchloſſenen Wahlgeſetze folgerichtig und not-
wendig zuſtimmen. Deshalb kann keine Rede ſein von der
Einberufung des Reichstages.

Die Pläne Fehrenbachs und der hinter ihm ſtehenden
Abgeordneten müſſen ſchon deshalb als unlauter betrachtet
werden, weil Herr Fehrenbach plant, den Reichstag nicht nach
Berlin, ſondern an einen anderen Hrte zu berufen. Vor
einigen Tagen ſchon iſt in der Preſſe Herrn Fehrenbach der
Rat gegeben worden, den Reichstag nach Koblenz einzu-
berufen. Der Vorſchlag wurde indeſſen nirgends ernſt ge
nommen. Nun plant jedoch Herr Fehrenbach ſelbſt die Zu
ſammenberufung des Reichstages an einen Ort außerhalb
Berlins, am Ende gar im beſetzten Gebiete, ſo daß der Reichs
tag unter dem Schutze der Entente tagen würde. Was dann
aus den Beratungen des Reichstages herauskommen würde,
kann man ſich ohne Mühe ausmalen. Hinter dem Plane
Fehrenbachs müſſen nach alledem gegenrevolutio-
näre Abſichten vermutet werden, denen mit aller Ent
ſchiedenheit begegnet werden muß.

Man beruft ſich auf die Entente, deren Organe gefliſſent
lich das neue Deutſchland als von wildeſter Anarchie zerriſſen
darſtellen, um den feindlichen Regierungen die Möglichkeit
zu geben, ihre Truppen als Polizeimacht bei uns ein
marſchieren zu laſſen. Es werden auch Nachrichten in der
feindlichen Preſſe verbreitet, als rufe das deutſche Volk nach
den Engländern und Franzoſen als Retter gegen die anarchi-
ſtiſche Not. Das waren jedoch wohlberechnete Fälſchungen
zu berechneten Zwecken. Heute jedoch kann die Entente ſich
auf Herrn Fehrenbach berufen, daß es in Deutſchland keine
geordneie Macht gebe und bürgerliche Kreiſe die Berufung
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des Reichstags zur Schaffung einer ſolchen geordneten Ge
walt fordern. Die Volksbeauftragten haben Herrn Fehren-
bach in aller Deutlichkeit auf deſſen Schreiben an die ehe
maligen Reichstagsmitglieder geſagt, daß der Reichstag als
geſetzgebende Organiſation zu exiſtieren auf gehört hat
und Fehrenbach die Folgen für die Berufung zu tragen habe.
Beruft Fehrenbach dennoch den Reichstag, und am Ende
nach einem von der Entente kontrollierten Orte, dann ſind
die Abſichten des ehemaligen Präſidenten Fehrenbach klar
enthüllt: Herr Fehrenbach und die hinter ihm ſtehenden ehe-
maligen Abgeordneten ſetzen ihre Hoffnung auf die En-
tente! Von dieſer unſerer Anſicht kann uns nichts ab
bringen, am allerwenigſten eine Erklärung, daß durch die
Einberufung des Reichstages gerade das Eingreifen der
Entente verhindert werden ſollte.

Jn der Tat, Herr Fehrenbach und ſein Anhang beſorgennur die Geſchäfte der Entente, die alle Tage gewalttätiger
und brutaler gegen das am Boden liegende und gefeſſelte

Deutſchland wird. Jn Trier werden die Vertreter der deut
ſchen Regierung bei den Waffenſtillſtandsverhandlungen ge
radezu wie Gefangene allem Völkerrecht zum Hohn behan-
delt. Jn der Oſtſee, die bis jetzt den deutſchen Handelsver
kehr mit den ſkandinaviſchen Staaten noch aufrechterhalten
konnte, haben die Engländer nun ebenfalls die Hunger-
blockade durchgeführt, indem ſie jeden Handelsverkehr unter-
bunden haben. Daraus kann man ermeſſen, was wir zu
erwarten haben, wenn der alte kaiſerliche Reichstag mit
den Weſtarp und Heydebrand, den Streſemann und Wiemer
die Möglichkeit hätte, mit der Entente gemeinſame Sache zu
machen.

Kurz und gut: Der Reichstag darf nicht wieder zu
ſammentreten. Für die neuen Gewalthaber, die Räteregie-
rung, aber muß jetzt Klarheit darüber beſtehen, daß für die
Wahlen zur Nationalverſammlung die denkbar kür-
zeſte Friſt feſtgeſetzt werden muß.

Achtet die Menſchenrechte!
SK. Ehrliche Demokratie, wahre Volksfreiheit beſteht

nicht nur darin, daß die Mehrheit des Volkes die Regierung
beſtellt, ſondern umſchließt auch das Recht der Mi
nach dem Maße ihrer Stärke an der Abfaſfung der Geſetze
mitbeteiligt zu ſein, freie Kritik in Wort und Schrift zu
üben und die Perſönlichkeitsrechte ohne Einſchränkung zu
genießen. Das Große an der engliſchen Demokratie, das ihr
Dauer verliehen hat, beſteht darin, daß zugleich mit der Ein
ſchränkung der Königsgewalt die Sicherung der perſönlichen
Freiheit des einzelnen begann, die Unverletzlichkeit des
Hauſes und die Garantie, daß niemand ſeinem ordentlichen
Richter entzogen wird.

Das deutſche Volk will Demokratie. Es hat ein
ſehr feines Gefühl dafür, wer es ehrlich mit der Freiheit des
Volkes meint und wer nicht. Der Widerſtand der Unab-
hängigen gegen eine möglichſt raſche Einberufung der kon
ſtituierenden Nationalverſammlung, hat ihnen in den breiten
Maſſen ſchwerſten Schaden getan und ſie bereits viele An
hänger gekoſtet.

Will die Revolution ſich nicht ſelbſt in Mißkredit bringen,
dann muß ſie ſorgfältig darauf achten, daß auch in dieſen
aufgeregten Zeiten Redefreiheit, Preßfreiheit und ordentliche
Gerichtsbarkeit aufrechterhalten bleiben. Leider iſt es auf
dieſen Gebieten an manchen Orten ſchon zu ſchweren Miß-
griffen gekommen. Jn Bremen z. B. wollten die bürger-
lichen Kreiſe eine Reihe von Verſammlungen abhalten. Mit
Rückſicht auf die öffentliche Sicherheit hat es ihnen der A.
und S. Rat verboten. Die ſozialdemokratiſchen Mitglieder
der politiſchen Verwaltungsbehörde Bremens haben es mit
Recht für Jhre Pflicht gehalten, öffentlich zu erklären, daß ſie
dieſen Beſchluß mißbilligen und ihn nicht zu vertreten
gedenken. Die vollſtändige Verſammlungs und Vereinsfrei-
heit iſt eine der großen Errungenſchaften der Revolution; wir
ſollten ſie unter keinen Umſtänden antaſten laſſen.

Ziemlich zahlreich ſind ſchon die Eingriffe in die
Preßfreiheit geworden. Soweit es ſich um den Ueber-
fall und die gewaltſame Beſetzung von Zeitungen handelt,
die für die Zwecke einer beſtimmten Parteirichtung beſchlag-
nahmt werden ſollten, unterliegt es keinem Zweifel. daß
einfach Diebſtahl und Hausfriedensbruch vorliegt. Gegen
dieſe gewalttätigen Ausſchreitungen mußte die Regierungs
gewalt mit ihzen Machtmitteln einſchreiten.

Schlimme vom grundſötzlichen Standpunkt aus ſind die
Verſuche mancher A. und S.-Räte, die Preßfreiheit im an-
geblichen Jntereſſe der Revolution u beſchränken, wie die

erheit,

Generalkommandos ſie während des Krieges im Jntereſſe der
Kriegführung beſchränkt haben. Verordnungen auf zwangs
weiſe Einrückung von Berichtigungen an leitender Stelle des
Blattes, Verbot von Nachrichten, die angeblich falſch ſind und
die Demokratie ſchädigen könnten, Androhung von Verboten
und ähnliches, ſind aus vielen Gegenden des Reiches ge
meldet worden, um ſo häufiger, je weniger erfahrene Poli-
tiker in den A. und S.-Räten ſaßen und je mehr dort links-
radikale Elemente die Oberherrſchaft an ſich riſſen. Selbſt
in Großſtädten wie Frankfurt a. M. iſt Redaktionen Zeugnis-
zwang angedroht worden, wenn ſie nicht den Urheber be-
ſtimmter Nachrichten nennen wollten. Alle dieſe Fehler,
welche den bisher Unterdrückten von den Unterdrückern über
kommen ſind, müſſen ſobald wie möglich verſchwinden, wenn
das deutſche Volk das Vertrauen zur Sozialdemokratie als
der Partei der Freiheit behalten ſoll.

Jn dieſe Kategorie gehört endlich auch die Verhaftung
der rheiniſchen Großinduſtriellen. Auf Grund eines Ge
ſprächs, das ein Kellner belauſcht haben will, hat man
Männer im Alter von Franz Mehring in Unterſuchungshaft
geſperrt, weil ſie angeblich geſagt haben ſollen, es wäre

gut, wenn die Franzoſen und Engländer das ganze
uhrrevier beſetzten: auch ſollen ſie einander geraten haben,

vertrauliche Schriftſtücke zu beſeitigen. Es iſt an ſich höchſt
unwahrſcheinlich, daß alte, mit allen Waſſern gewaſchene
Großinduſtrielle vor den Ohren eines Kellners ſolche Dinge
erhandeln. Es darf außerdem ſchon als feſtſtehend gelten,

daß die Beſchuldigten gar nicht an dem Tag an der Stelle
waren, wo der Kellner ſie belauſcht haben wollte. Aber wie
dem immer fei, auf keinen Fall haben die Arbeiterräte das
Recht, Verhaftungen vorzunehmen; dieſe Befugnis gehört
ausſchließlich in das Reich der Exekutive und ſteht allein den
Staatsanwaltſchaften zu, die als politiſche Beamte nach den
Weiſungen der Regierung zu verfahren haben. Grundſaätzlich
iſt es auch nicht zuläſſig, Unterſuchungen, die nur am Wohn
ſit der Beteiligten oder wegen Landesverrats am Reichsge-
richt geführt werden könnten, in Berlin vorzunehmen. Die
Enkſchuldigung, daß man die Verhafteten nur vor der Gefahr
des Lynchens habe ſchützen wollen, ſtellt an ſich eine ſchwere
Anklage gegen die gegenwärtigen Rechtszuſtände in Deutſch
land dar.

Um ihres eigenen guten Rufes willen muß die Revolu
tion unbedingt dafür ſorgen, daß die perſönliche Freiheit und
das Recht des einzelnen nicht gekränkt werden.

Die Leipziger Volkszeitung
verleugnet Spartakus!

Die ſich täglich deutlicher gegen die Leipziger Volks-
zeitung und ihre Schützlinge, die Spartakuſſe, richtende
Stimmung der Bevölkerung ſteigert das Unbehagen des
Leipziger Organs für die Jntereſſen des geſamten werktätigen
Volkes. Die Wahlergebniſſe in Dresden und Chemnitz laſſen
die Volkszeitung für die näherrückenden Nationalratswahlen
nichts Gutes ahnen, und ſie hält es deshalb für an der Zeit,
von Spartakus abzurücken. Jn einer Polemik gegen unſer
Dresdner Parteiorgan ſagt die Leipziger Volkszeitung:

Die Dresdner Volkszeitung weiß natürlich ganz genau, daß
weder Genoſſe Lipinski, noch die Leipziger Unabhängige
Sozialdemokratiſche Partei etwas mit der Spartakusgruppe zu
tun hat, deren Wirkſamkeit in Leipzig nicht die ge
ringſte Spur zeigt.
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Daß dieſe dreiſte Verleugnung, die, wie wir weiter
unten zeigen werden, mit den Tatſachen in eklatantem Wider
ſpruch ſteht, für bare Münze genommen wird, glaubt die ehr-
liche Volkszeitung wohl ſelbſt nicht. Der Tobak dürfte ſelbſt
für ihre gedankenloſeſten Leſer etwas zu ſtark ſein.

Jntereſſant iſt aber bei der erwähnten Polemik der
Gegenſtand des Streites. Die Leipziger Volkszeitung nennt
es eine „erlogene Behauptung“, daß man in Leipzig (d. h.
bei den Leipziger Unabhängigen, Spartakuſſen, der Mehr
heit des unter Mißachtung des freien Wahlrechts gebildeten
Arbeiterrates) von einer deutſchen Nationalverſammlung im
Grunde überhaupt nichts wiſſen wolle. Die Leipziger Volks
zeitung iſt nun einmal ſol! Was ihr gelegentlich nicht in den
Kram vaßt, eriſtiert einfach nicht! Obwohl ſie ſich hundert-
mal für die Verſchleppung der Nationalratswahlen ausge-
ſprochdn und vor einer „Ueberſtürzung“ der Wahlen ge-
warnt hat, wie ſie auch vorgeſtern noch dem Herrn Miniſter
des Jnnern Lipinski begeiſtert zuſtimmte, der von einer
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Vorverlegung des Termins für die Nationalratswahlen eben-
falls nichts wiſſen will, verlangt ſie doch, daß ihr geglaubt
werde, ſie ſei im Grunde“ für die Nationalverſammlung,
die der „Räteregierung“ und der ganzen unabhängigen Miß-
wirtſchaft ein plötzliches Ende bereiten wird. Jntereſſant iſt
auch, daß die Leipziger Volkszeitung geſtern die amtliche
Darlegung der Wahlvorbereitungen durch das Leipziger
Wahlamt kommentarlos abdruckt, aus der die Möglich
keit einer Früherlegung der Nationalratswahlen unwiderleg-
bar hervorgeht und die die Darſtellung der Verhältniſſe durch
den Herrn Miniſter des Jnnern als dummes Zeug einfach
beiſeite ſchiebt. Doch das nur nebenbei.

Die Hauptſache, mit der wir es heute zu tun haben, iſt
die nicht gerade ſehr mutige Verleugnung der Spartakusleute
durch die Leipziger Volkszeitung, für die das ehrenwerte
Blatt bis jetzt die Rolle des Zutreibers geſpielt hat. Die
Erklärung für dieſe letztere Tatſache lag in dem einfachen
Urmnſtande, daß verkappte Spartakuſſe in der Redaktion
der Volkszeitung ſelbft ihre Geſchäfte unter der Maske der
Unabhängigen beſorgten. Jhr Ziel war und iſt, die unab-
an e Partei ſo auszuhöhlen, wie ſeinerzeit die Unab-
ängigen die alte ſozialdemokratiſche Partei von innen heraus

zerſtören und ihren Zwecken dienſtbar machen wollten, bis
dieſer lauteren Tätigkeit ein Ende dadurch gemacht wurde,
daß der notwendige Trennungsſtrich gezogen wurde.

Das jetzige Verlangen der Spartakusleute an die unab-
hängige Partei, einen Parteitag abzuhalten, hat natürlich
nur den Zweck, von den Unabhängigen ſoviel Mitglieder als
nur möglich loszureißen und ſie für die Spartakusgruppe zu
gewinnen. Anderſeits treiben die Unabhängigen für ſich eine
geradezu widerliche Reklame mit Liebknecht, dem konfuſen
Oberhaupte der Spartakusgruppe. Dieſe ganze „Taktik“, die
auf eine totale Verwirrung der Arbeiter hinausläuft, herrſcht
übrigens ſchon, ſeitdem die Unabhängigen überhaupt als
ſelbſtändige Partei beſtehen.

Jn Leipzig treibt dieſer unehrliche Zuſtand die ſchön-
ſten Blüten. Die Führer der hieſigen Unabhängigen ſind
Liebknecht-Anhänger, ohne das jedoch öffentlich zuzugeſtehen;
ſo die Seger, Scheib, Liebmann uſw. Gegen Fleißner,
der als Vertreter der Unabhängigen in der ſächſiſchen Re
gierung ſitzt, erläßt ſein unabhängiger Geſinnungsgenoſſe
Seger die Erklärung, gewiſſe Anordnungen der Staats-
gierung ſeien unbeachtlich. Wohin man blickt: die reinſte
Anarchie! Dieſelben Leute aber bekunden in der Leipziger
Volkszeitung, von der Wirkſamkeit der Spartakusgruppe in
Leipzig nicht die geringſte Spur! Und die Nachtreter dieſer
„unabbängigen“ Führer haben weder die Finſicht, noch den
Mut, folgerichtig zu ſagen: Wir ſind Liebknecht-Anbänger!
Und wenn ſie ſchon den Mut hätten, dürften ſie es gleichwohl
nicht ſagen, weil ſonſt Tauſend andere davonlaufen würden.
So kommen die Ehrlichen gegen den Parteiterror nicht auf,
aber die Mißſtimmung wächſt!

Die konſequente Leipziger Volkszeitung, die beim Kriegs-
anfang vollſtändig auf dem Boden der ſozialdemokratiſchen
Fraktionsmehrheit ſtand, ſpäter jedoch vollſtändig in das
Fahrwaſſer der Liebknechtianer geriet, will jetzt natürlich auch
von einem Zuſammenarbeiten zwiſchen Haaſe und Ebert nichts
wiſſen. Jhr ſind die Berliner Straßenkämpfe, die ſie un-
ſinnigerweiſe Ebert und Scheidemann in die Schuhe ſchob,
ein willkommener Anlaß, den Austritt Haaſes und Genoſſen
aus „dieſer“ Regierung zu verlangen. Ganz wie Spartakus,
von dem „in Leipzig nicht die geringſte Spur“ zu merken iſt.

Bewußt und planmäßig werden die Arbeiter, die noch
auf das Papier ſchwören, von der Volkszeitung irre geführt,
indem ſie ſich „unabhängig“ nennt, aber völlig im Fahrwaſſer
der Spartakiſten ſchwimmt. Auch das „unabhängige“ Ver-
ſangen, die Soldaten zu entwaffnen und das „zuverläſſige“
Volk zu bewaffnen, ſind Liebknechtſche Grundſätze, nicht Forde
rungen der Haaſe und Genoſſen. Mit einem Wort: aus allen
Beſchlüſſen der Leipziger „Unabhängigen“ ſchimmert der
Geiſt Liebknechts durch, und ſie haben wirklich keinen Anlaß,
ſich zu entrüſten, wenn ihnen die Taten des Spartakus mit
auſs Konto geſetzt werden. Dieſe Tatſache verwiſchen zu
laſſen, haben wir umſoweniger Grund, als immermehr Ar-
beiter, die bisher hinter der Leipziger Volkszeitung einher-
liefen, anfangen, ſtutzig zu werden und einzuſehen, wie ſehr
ſie irregeführt wurden.

Wie auswärts Leipzig beurteilt wird!
Die Politiſch- parlamentariſchen Nachrichten ſchreiben:
Die Mehrheitsfozialdemokratie hat von Woche zu Woche, von Tag

zu Tag mehr Boden gewonnen. Auch die Vertreter der Unabhängigen
ſehen ſich mehr und mehr genötigt, eine Politik der Tatſachen zu treiben.

Ausnahmeverhältniſſe beſtehen allerdings in Leipzig. ort wird
man die Geiſter nicht los, die man rief, und ungeordnete Scharen rufen
unſiebſame Szenen auf Straßen und in Verſammlungen hervor. Der
dortige Arbeiter und Soldatenrat glaubt nach eigenem Ermeſſen ſchalten
und wolten zu können, ohne Rückſicht auf Reichsregierung und ſozial-
demokratiſche Landesregterung.

Infolge dieſer Verhältniffe hat ſich auch in Sachſen die Ueberzeu-
verſtärkt, daß möglichſt bald eine ſächſiſche Landesvertrekung zu

menkommen muß, damit eine einheitliche Politik für das ganze Land
beigeſührt werden kann.Boe die Nationalverſammlung für Deutſchland anbetrifft, ſo find

die Bertreter der U. S. P. disher für ihren baldigen Zuſammentritt
nicht zu haben geweſen. Aber die Mehrheitspartei ſteht auf dem Stand-
punkt, daß techniſche Schwierigkeiten einer frühen Wahl nicht entgegen-
ſtehen, und daß die Hinderniſſe überwunden werden können und müſ-
fen, weil nur ein möglichſt zeitiger Zuſammentritt der Nationalrer
jammlung die Ueberleitung aller Verhältniſſe in geordnete Bahnen er
m m Wahlen zu den Arbeiter und Soldatenräten in Dresden und

jüngſt in Chemnitz haben den überwältigenden Beweis dafür erbracht
daß die geſamte Arbeiterſchaft nichts von einer Politik der Deklamationen
und der Utopien hält. Sie iſt ſich der ungeheueren Schwierigkeiten der
Lage bewußt und verlangt eine Politik, die zunächſt das Notwendig
ſichert, um auf dieſer geſicherten Grundlage neue Möglichkeiten für
ſozialiſtiſche Maßnahmen zu erſchließen.

Sie machen alle auf eigene Fauſt
Politik!

In Leipzig mahnen die unabhängigen Führer, die die Geiſte
nicht mehr los werden, die ſie riefen, das von ihnen regierte Volk,
nicht auf eigene Fauſt Politik zu machen, weil alle politiſche
Aktionen nur von der Partei ausgehen dürften. Die Leipziger
Führer aber genieren ſich gar nicht, auf eigene Fauſt Politik zu
machen, wenn es ſich um die Beachtung von Regierungsanordnungen
handelt. Der vollzählige Rat der Volksbeauftragten ſah ſich des-
halb genötigt, gegen die Sonderbrötelei der Leipziger Gewalthaber
zu proteſtieren und auf die ganz unmöglichen Zuſtände aufmerk
ſam zu machen, die unfehlbar eintreten würden, wenn jede
Soldaten und Arbeiterrat machen wollte, was ihm gefällt. Jn
hohen Rate in Dresden aber, wo eine einheitliche Politik für ei
gedeihliche Verwaltung erſtes Erfordernis ſein muß, ſcheinen d
unabhängigen Herrſchaften auch jeder für ſich das Recht zu bea
ſpruchen, zu tun und zu laſſen, was ſie wollen.

Bekanntlich hat der Herr Volksbeauftragte für das Jnner
Lipinski, eine Note nach Berlin geſchickt, in der er verlangt, do

der Termin zu den Nationalratswahlen nicht auf einen früheren
Termin verlegt werde, ein Verlangen, das er natürlich nicht ſtich-
haltig begründen konnte. Wir haben ſofort feſtgeſtellt, daß das
Lipinskiſche Vorgehen nicht die Meinung der Geſamtheit der Volks
beauftragten darſtellen konnte, da ſich am gleichen Tage die Volks
beauftragten Dr. Gradnauer und Buck für frühere Nationalrats-
wahlen ausgeſprochen haben. Das iſt natürlich ihr gutes Recht.
Entſchieden zu verurteilen wäre es natürlich, wenn GSradnauer
und Buck es ſich hätten einfallen laſſen, in ihrer amtlichen Eigen-
ſchaft als Volksbeauftragte an leitender Stelle in Berlin im Sinne
ihrer Anſicht fordernd aufzutreten. Das haben ſie aber nicht ge
tan, ſondern nur die Hoffnung ausgeſprochen, daß die Reichsräte
konferenz am 16. Dezember in ihrem Sinne entſcheiden werde.
Lipinski aber hat mit ſeinem nach Berlin gerichteten Verlangen
einen reinen Privatakt vollzogen, ohne ſeine Kollegen davon in
Kenntnis zu ſetzen. Auch die unabhängigen Mitglieder der Re
gierung hatten davon keine Kenntnis. Das Vorgehen Lipinskis
ſtellt deshalb die Verletzung einer bei Berufung der Volksbeauf-
tragten getroffenen Vereinbarung dar, wonach alle Beſchlüſſe und
Kundgebungen kollegial zu erfolgen haben. Lipinski aber hat ſich
über dieſen Beſchluß ſelbſtherrlich hinweggeſetzt. Es muß doch, um
in der Sprache der nach Leipzig gerichteten Kundgebung der
Räteregierung zu ſprechen, zu gang unmöglichen Zuſtänden führen,
wenn ein einzelner Volksbeauftragter die Abmachungen über das
gemeinſame Zuſammenarbeiten nicht beachten will. Ein ſolches
Verfahren iſt ein bewußter Verſtoß gegen Treu und Glauben.
Man ſieht aber aus dem Vergehen Lipinskis und der Leipziger,
was für Kunden die Unabhängigen ſind. Ein Zuſammenarbeiten
iſt mit ihnen unter ſolchen Umſtänden auf die Dauer nicht möglich.
So trägt auch der Fall Lipinski dazu bei, die Sozialdemokratie zu
veranlaſſen, auf die Abſtoßung aller Elemente aus den gemein
ſamen Aktionskörperſchaften ernſtlich bedacht zu ſein, die nicht be
greifen wollen, daß es nicht angängig iſt, daß jeder in verant-
wortungsvoller Stellung auf eigene Fauſt Politik machen kann.
Das iſt An archje, die zur Auflöſung führen muß.

Spartakus gegen Barth.
Jn ſeiner Fenſterrede vom 8. Dezember machte der Volks-

beauſtragte Barth folgende Enthüllung:
Daß er in der Regierung ſitze und daß er zugegeben habe, daß

die Regierung und der Vollzugsausſchuß paritätiſch zuſammenge-
geſetzt ſind, das ſei geſchehen, weil im Zirkus Buſch am 10. Novem
ber nicht Scheidemann, ſondern Karl Liebknecht auf ihn ein-
drang und fagte: es muß geſchehen, wenn die Revolution nicht
gefährdet werden ſoll.

Dazu bemerkt nun die Rote Fahne Liebkechts:
Als die Zirkus-Buſch- Verſammlung vom 10. November begann,

war das paritätiſche Kabinett bis auf die Beſtätigung bereits
fix und fertig, und Barth wohlbeſtelltes Mitglied dieſer illuſtren
Körperſchaft.

Bei der Debatte über die paritätiſche Zuſammenſetzung desVollzugsrates bemerkte Liebknecht auf Befragen zu Barth: er ſecbſt,

Liebknecht, lehne den Eintritt in einen paritätiſchen Vollzugsrat
ſelbſtverſtändlich a limine ab; wer freilich, wie BVarth, an einem
paritätiſchen Kabinett teilnehme, gerate in einen Wider-
ſpruch mit ſich ſelbſt, wenn er den Eintritt in einen pari-
tätiſchen Vollzugsrat grundſätzklich ablehne.

Auch die übrigen Behauptungen Barths ſind aus der Luft ge
griffen.Es wird dieſem würdigen Mitglied der Regierung Ebert
nicht gelingen, die Verantwortung für ſeine zweideutige
Rolle durch ſolche eindeutige Manöver auf andere zu ſchieben.

Der Vorwärts gibt zu den Vorgängen folgende Er-
klärung: Nach unſeren Jnformationen verhalt ſich die Sache
folgendermaßen: Am 9. November hatten die Unabhängigen
den Eintritt von Haaſe, Dittmann und Liebknecht in die
Regierung vorgeſchlagen, ob mit Liebknechts Einwilligung
wiſſen wir nicht. Am 10. November änderten die Unab-
hängigen ihren Vorſchlag dahin, daß an Stelle Liebknechts
Barth in die Regierung eintreten ſolle. Es war mittler-
weile nicht über Perſonenfragen, ſondern lediglich über dieſachlichen Grundlagen der Regierengsbildung verhandelt

worden. Gegen Mittag kam die Einigung zuſtande, und
nachmittags tagte die Verſammlung im Zirkus Buſch. Da die
paritätiſche Vertretung in dem dort zu wählenden Vollzugsrat
den Wünſchen Barths nicht entſprach, erklärte dieſer, wie der
aus der Regierung aus zutreten. Haaſe und Ditt-
mann erklärten, daß unter dieſen Umſtänden auch ſie wieder
austreten müßten, und damit ſchien das Kabinett gefprengt.
Hier ſcheint nun Liebknecht in einem lichten
Augenblick mit ſeiner Vermittlertätigkeit ein-
geſetzt zu haben, indem er meinte, wer A geſagt habe, müſſe
auch B ſagen. Jetzt iſt ihm aber dieſe vorübergehende Be
kundung ſozialpolitiſcher Einſicht peinlich, und er will es nicht
mehr geweſen ſein.

Czernin über den Krieg.
Graf Czernin hielt Mittwoch nachmittag vor Politikern und Zei

tungsvertretern die mit Spannung erwartete große Rede, in der er
von manchem bisher unbekannten Dokument von hiſtoriſcher Bedeutung
Mitteilung machte. Czernin betonte, daß Oeſterreich- Ungarn immer
wieder die deutſche Hilfe gebraucht habe und daher auf Leben und Tod
mit Deutſchland verbunden geweſen ſei. Trotz dieſer Abhängigkeit blieb
der einzige Weg, zum Frieden zu gelangen, Deutſchland zu bewegen,
einen Frieden mit Opfern zu ſchließen. Es hat einen einzigen Moment
in der Geſchichte dieſes Krieges gegeben, in welchem ein Friedensſchluß
für uns hoffnungsvoll erſchien, das war nach der berühmten Schlacht
dei Gorlice, als die ruſſiſche Arme zurückflutete und manchen der
Feinde Geneigtheit zum Frieden brachte. Die Zukunft wird beweiſen,
welche große Bemühungen wir gemacht haben, um Deutſchland zur
Rachgiebigkeil zu veranlaſſen. Wenn dieſe alle mißlangen, ſo liegt die
Schuld nicht an dem Volk und meiner Anſicht nach auch nicht an demdeutſchen Kaiſer, ſondern bei den führenden Multars, delghe eine ſalche

Machlfälle an ſich geriſſen halten. Jm April 1917, alſo vor anderthalb
Jahren, überreichte ich Kaiſer Karl ein Expoſee, das ihm von Kaiſer
Wilhelm gebrocht wurd:, mit dem Bemerken, er teile meine Auffafſung.
Dos Expoſee, das Czernin wörtlich verlas, hatte folgende weſentliche
Stellen: „Es liegt vollſtändig klar, daß unſere militäriſche Macht ihrem
Ende entgegengeht. Es verweiſt auf die zur Neige gehenden Roh-
naterialien fr die Munitionserz ugung, ſowie auf die vollſtändige Er
chöpfung des Menſchenmaterials und vor allem auf die dumpfe Ver
veiflung, die ſich insbeſondere infolge der Unterernährung aller Volks-
hichten bemächtigt hat. Wenn man auch hoffe, daß es gelingen wird,

die allernächſten Monate durchzuhalten und eine erfolgreiche Defenſive
durchzuführen, ſo ſei man doch völlig klar darüber, daß eine weitere
Winter-Champagne vollſtändig ausſichtslos ſei. Ich glaube nicht, heißt
s in dem Expoſee weiter, daß die interne Situation in Deutſchland
»elentlich anders ſteht als hier. Zudem befürchte ich, daß man ſich in
Berlin in Militärkreiſen gewiſſer Täuſchungen hingibt. Jch habe die

e Ueberzeugung, daß auch Deutſchland genau ſo wie wir am Ende
»ner Kraft angelangt iſt, was ja die verantwortlichen Faktoren in
erlin auch gar nicht leugnen. Jch bin feſt davon durchdrungen, daß,
venn Deutſchland verfuchen ſollte, eine weitere Winter-Champagne
u führen, ſich im Jnhern des Reiches ebenfalls Umwälzungen er

eben würden, welche mir ärger erſcheinen, als ein von uns abgeſchloſ

ſener ſchlechter Friede. Wenn die Manarchen r r nie
imſtande ſind, in den nächſten Moncten einen en zu ſchlletzen,
dann werde das Volk über ihre Köpfe hinweg dies in, und die Wogen
der Revolution werden alles hinwegtreiden, woſnr anſere Brüder und
Söhne heute noch kämpfen und ſterben.“

Graf Czernin hat ſchon einmal kurz nach Ausdruch der Revolution
ſich in demſelben Sinne geäußert, daß die deutſchen Militärs die Schuld

s trügen, und der Kuaiſer, beeinflußt durch

Oeſterreich habe man darauf die Lofung ausgegeben, daß Oeſterreich
auf Leben und Tod mit Deutſchland verbunden ſei. Die Czerninſche
Aeußerung zeigt wieder in einwandfreier Weiſe, daß die deutſchen Mili-
tärs die Hauptſchuid daran tragen, daß der Krieg nicht früher unter
günſtigeren Verhältniſſen beendet worden iſt. Unaufgeklärt iſt jetzt nur
noch, inwieweit ſie und ihre unterirdiſche Tätigkeit an dem Kriegs
ausbruche mit Schuld tragen.

Scheidemann an die Fronttruppen.
Die am Donnerstag durch das Brandenburger Tor eingziehen-

den Truppen begrüßte Volksbeauftragter Scheidemann mit
folgender Anſprache:

Kameraden Zum drittenmal macht fich die Reichs
hauptſtadt auf, um an ihrem Tor Euch, ihr Helden, zu re
Unzählige Eurer Landsleute vereinen ſich mit mir in Liebe und
Stolz, wenn ich Euch zurufe: Wir danken Euch von ganzem Herzen,
wir heißen Euch von ganzem Herzen willkommen. Wir brauchen
Euch, wenn wir, unſer Volk, das Euch hier jubelnd umdrängt, nicht
untergehen ſollen. Das feſtliche Tor, wodurch Jhr einzieht, trägt
die Jnſchrift: Frieden und Freiheit! Beides wollten wir Euch als
Ehrengabe beſcheren, wenn Jhr aus dem Felde heimkehren würdet.
Nun ſeid Jhr heimgekehrt und noch haben wir keinen Frieden!
Jhr gliedert Euch wieder in das arbeitende Volk ein und noch
iſt die Freiheit nicht rn deshalb müſſen wir trotz der großen
Rechte, die wir für Euch erſtritten, in der erſten Stunde, die uns
wieder vereint, von Euren Pflichten reden. Den Frieden konntet Jhr
mit all Eurem Heldenmut gegen die Uebermacht einer Welt nicht
erkämpfen. Jetzt müßt Jhr ihn in der Heimat uns verſchaffen
helfen. Die Freiheit bahnten wir daheim an, jetzt h Jhr von
der Front ſie uns ſichern helfen. Frieden und Freiheit können nur
Hand in Hand kommen und Jhr, das Frontheer, müßt beiden den
Weg bereiten. Am 9. November halfen Volk, Arbeiter und Sol
daten der Sache der Freiheit zum Sieg. Am 16. Dezember ſoll der
zweite Hammerſchlag fallen, von dem Veraltetes zerbrechen, das
Neue feſter geſchmiedet werden muß. Am 16. Dezember treten die
Arbeiter- und Soldatenräte des ganzen Reiches zuſammen. Jhre
Aufgabe iſt, den dritten und größten Tag zu beſtimmen: den Tag
der Nationalverſammlung. Ein ungeheures Maß von Veran!
wortung legt ſich damit auf Euch, kaum, daß Jhr heimgekehrt ſeid.
Kameraden! Jhr werdet mitzubeſtimwen habon, wenn der wich-
tigſte Tag für Euer Vaterland feſtgelegt wird. Jhr werdet das
weiße Kalenderblatt ausfüllen müſſen, auf dem der Geburtstag des
neuen Vaterlandes, der einigen deutſchen Republik ſtehen ſoll. Mit
ehernen Lettern habt Jhr Eure Kriegstaten ins Buch der Geſchichte
eingeſchrieben, nun tragt ebenſo unvergänglich Eure erſte Friedens
tat in die Geſchichte Eures Volkes ein. Die Nationalverſammlung
muß wahr machen, was dort weithin leichtend ſteht: Friede und
Freiheit! Sie muß das Wort wahr machen: Deutſchland hat ewigen
Beſtand, es iſt ein kerngeſundes Land ein wahres Vaterland
für alle Volksgenoſſen, eine Werkftätte für jeden Fleiß, eine dank-bare Mutter ſür jedes Kriegs- und Friedensverdienſt, die Ver-
wirklichung des großen Jdeals von Freiheit, Gleichheit und Brüder
er heg Der junge ſozialiſtiſche demokratiſche deutſche Frei
taat

Spartakus in Veukölln.
Die in Neukölln herrſchenden Spartakusleute haben ihre Drohung,

das r zu ſprengen, wahrgemacht. Die für geſtern anbe-
raumte Sitzung der Stadtverordneten konnte nicht ſtattfinden, da das
Rathaus nur für Mitglieder des Arbeiter- und Soldatenrats geöffnet
war. Auch der Verſuch der Stadtverordneten, ihre Sitzung in den Bür-
gerſälen abzuhalten, wurde durch die vorzeitige Biſetzung des Lokols
durch die Soldaten vereitelt. Der Magiſtrat von Neukölln hat ſich nun
doch entſchloſſen, zwei Mitglieder des Arbeiter- und Soldatenrats auf
zunehmen, angeblich um ein Blutvergießen in der Stadt zu vermeiden.
Der Arbeiter- und Soldatenrat hat dieſes Ang bot jedoch abgelehnt,
da dem Arbeiter und Soldatenrat jrtzt die alleinige Gewalt zuſtehe.

Auch aus andern Berliner Vororten wird ein ähnliches Treiben
der ſpartakiſtiſchen Wirrköpfe gemeldet.

Engliſche Blockade in der Oſtſee.
Wie der Deutſchen Allgemeinen Zeitung aus Bremen berichtet

wird, iſt auf Anfrage von zuſtändiger te in Berlin mitgeteiſt wor-
den, daß deutſche und ſchwediſche Vorſtellungen eine Erleichterung
der engliſchen Blockade in der Oſtſee bewirkt haben. Die deutſche Aus-
fuhr von Kohle, Kali und Salz nach Schw den wurde danach zuge-
laſſen. Wegen anderer Exporte von und nach Schweden ſolle das
Syſtem der Geleitſcheine eingeführt werden.

Die Abrüſtung.
Aus den vielfachen Wahlreden Lloyd Georges geht hervor,

daß die engliſche Regierung ſich die Abrüſtung denkt, daß alle
europäiſchen Heere und auch die Dienſtpflicht ſelber auf dem Feſt
lande in Wegfall kommen. Hingegen ſollen die Flotten, die nach
Lloyd George reine Verteidigungsmittel ſind, beſtehen bleiben;
ſelbſtverſtändlich außer der deutſchen Flotte, die ja einſtweilen aus-
geliefert iſt und zu deren Wiederaufbau, auch wenn ſie nicht
formell verboten wäre, Deutſchland gar keine Mittel hätte.

Dieſe Art der Abrüſtung unterwürfe natürlich die ganze Welt
der engliſchen Vorherrſchaft. Denn welche Macht die Flotte durch
Abſperrung des Handels und der Lebensmittelzufuhr ausübt, hat
ja der Verlauf dieſes Krieges deutlich gezeigt. Die Lloyd George
ſche Abrüſtung wäre alſo ein Mittel zur Befeſtigung der eng-
liſchen Herrſchaft, hätte aber mit den Zielen der Friedensfreunde
nichts zu tun.

Politiſche Ueberſicht.
Deutſches Reich.

Die Wahl zur Vationalverſammlung.
Jeden Tag gelangen an den Rat der Volksbeauftragten von

bundesſtaatlichen Volksregierungen, von ſtädtiſchen und ſtaatlichen
Körperſchaften und Organiſationen aller Parteien ſowie zahlloſen
Verſammlungen Kundgebungen, die eine beſchleunigtere Einbe

der Nationalverſammlung fordern. Die Reichsleitung iſt
außerſtande, dieſe Telegramme zu veröffentlichen oder ſie zu be
antworten. Sie hat den 16. Februar vorerſt als Zeitpunkt für die
Wahlen ins Auge gefaßt. Sache der am 16. Dezember zuſammen
tretenden A. und S.-Räte aus dem ganzen e wird es ſein,
durch Beſchluß zum Ausdruck zu bringen, ob die Mehrheit ſich für
einen anderen Termin entſcheiden wi

Regierungsprogramm für die künftige Tätigkeit.
Der Reichsleitung werden von den verſchiedenen Reichsämtern

Programme ihrer künftigen Tätigkeit vorgelegt. Insbeſondere
hat Staatsſekretär Dr. Auguſt Müller einen großzügigen Pro-
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Rücktrittsgeſuch Dr. Solfs.
Der Staatsſekretär des r Amtes Dr. Solf hatte

gleich nach ſeinem Zuſammenſtoß mit Eisner ſeine Bereitwilligkeit
erklärt, aus dem Amte zu ſcheiden. Er hat dieſen Schritt nunmehr
erweitert, indem er ein neues Rücktrittsgeſuch einreichte, über dasdie Entſcheidung in kürzeſter Friſt zu erwarten iſt.

Von den neuen Waffenſtillſtandsverhandlungen
in Drier.

Die erſte Sitzung der über die Verlängerung des Waffen-
ſtillſtands beratenden Delegationen iſt heute vormittag um 11 Uhr
in Trier eröffnet worden. Die Verhandlungen werden in einem
DZug am Bahnhof geführt. Der bereits gemeldete ſtrengſte Ab-ſchluß der Mitglieder der deutſchen Waffenſtinſtandetommiſſion

wird auch während der Verhandlungen peinlichſt durchgeführt. Die
Mitglieder der deutſchen Waffenſtillſtandskommiſſion ſind nicht
nur von jedem Verkehr privater Art mit der Außenwelt abge
ſchloſſen, ſondern auch der Meinungsaustauſch mit den Vertretern
der deutſchen Behörden wird ihnen nicht ohne die peinlichſte Kon
trolle geſtattet. Dieſer Vorgang widerſpricht jedem Herkommen
und ſteht in ſchärfſtem Gegenſatz zu den r des Völ
kerrechts, um ſo mehr, als dieſe Abſchließung der Mitglieder der
Waffenſtillſtandskommiſſion im eigenen Lande erfolgt.

Die Räumung des beſetzten Gebietes
ſchreitet vorwärts. Geſtern iſt Minſk geräumt worden. Leider kam
es dabei wieder zu Zwiſchenfällen mit den bolſchewiſtiſchen Rätetruppen,
da dieſe vorzeitig einrückten. Sie haben unſere Räumungszüge auf
den Bahnhöfen feſtgehalten und vollkommen ausgeraubt und die Be
gleitmannſchaften entwaffnet.

Klerikale Wahlpropaganda bei den Frauen.
SK. Die 20 Millionen Frauen, denen die Revolution die politiſche

Gleichberechtigung gebracht hat, ſind, daran kann kein Zweifel ſein, die
ſtärkſte Hoffnung der Reaktion. Bei einem bloßen Männerwahlrecht
wäre eine ſehr große ſozialiſtiſche Mehrheit in der konſtituierenden
Nationalverſammlung faſt unzweif:lhaft. Die Frauen aber werden von
der Geiſtlichkeit mit allen Mitteln im Sinne der Gegenrevolution be
arbeitet. Eine Probe davon, mit welcher Bedenkenloſigkeit in der Wahl
der Mittel das geſchieht, gibt der Bayriſche Kurier. Er wendet ſich an
die Frauen, Jungfrauen und Kloſterfrauen mit folgenden Sätzen:

„Wenn heute die Muttergottes und die Heiligen Frauen und
Jungfrauen wieder auferſtehen könnten, ſie wären ſicher die erſten
zur Wahlurne. Jn der ſtreitenden Kirche der Gegenwart müßt ihr
alle zum politiſchen Wohlzettel greifen wie zu einer geiſtigen Hand-
granate, denn der Wahlzettel iſt ſo viel wert, als wie das Gebetbuch
und der Ro'erkranz, ja faſt noch mehr.“

Dieſe Methode des politiſchen Kampfes wird man in der bild-
frohen Sprach? klerikaler Frouenverhetzung wohl als einen politiſchen
Giſtgasangriff bezeichnen müſſen. Aber die Gefahr, daß die Verl ihung
des Wahlrechts an die Frauen zur Verſchärfung der Reaktion dient,
muß durch energiſche Aufklärungsarbeit überwunden werden.

Die Sozialiſierungskommiſſion
jelt geſtern unter dem Vorſitz von Herrn Kautsky eine Sitzung ab.
n der Debatte wurde beſprochen, inwiewrit die Kriegsgeſellſchaften in

der Friedenszeit weiter beibehalten werden können. Es wurde von
verſchiedenen Seiten feſtgeſtellt, daß man für die Uebergangszeit ohne
derartige Jnſtitute nicht wrde auskommen können. Weiter wurde die
Frage der Stillegungen und Zuſammenlegungen behandelt.

Bom Bolſchewismus.
Selbſt radikale Soldatenvertreter, die von der Oſtfront kom-

men, lehnen in der entſchiedenſten Weiſe jedes Kompromiß mit
dem Bolſchewismus ab und haben ſich energiſch dagegen aus-
geſprochen, daß die Vertreter der Sowjetregierung, die Herren
Joffe und Radek nach Berlin kommen.

Am 23. November wurde in dem nach Borriſow beſtimmten
ruſſiſchen Lazarettzug unter dem Schutze des Roten Kreuzes ein
großer Poſten bvolſchewiſtiſcher Propagandaſchriften in deutſcher
Sprache eingeſchmuggelt.

Am 25. November früh wurde in der Gegend öſtlich Bobruich
der zum Abmarſch bereitſtehende Stab einer Kavalleriediviſion
und eine Kavallerieſchwadron ohne jeden Anlaß von Roten Garden
heimtückiſch angegriffen.

Allgemein befeſtigt ſich die Ueberzeugung, daß die ſogenannten
konterrevolutionären Truppen gar nicht daran denken, gegen Re-
gierung und Republik auch nur das geringſte zu unternehmen.
Sie ſcheinen dem Sozialismus nur deshalb ablehnend gegenüber
zu ſtehen, weil ſie den Unterſchied zwiſchen Sozialismus und
Anarchismus nicht kennen. Sie ſind in Feindſchaft nur gegen den
Spartakusbund, nicht gegen die wirtſchaftlichen Maßnahmen der
Regierung. Daraus geht klar hervor, wie ſehr der Spartakusbund
gegenrevolutionäre Tendenzen unterſtützt.

Aufhebung der Höchſtpreiſe für Stahl und Eiſen.
In den geſtrigen Verhandlungen über die Aufh bung der Höchſt

preiſe in der Stahl- und Eiſeninduſtrie erklärte Staatsſekretär Koeth,
er hoffe, demnächſt die Aufhebung in Ausſicht ſtellen zu können, doch
ſchwehten darüber noch weitere Verhandlungen mit dem Reichswirt-
ſchaftsamt. Wenn eine Aufhebung der Stahl und Eiſenhöchſtpreiſe für
die nächſte Zeit in Frage kommen ſollte, dann könnte als Termin dafür
etwa mit dem 1. Januar 1919 gerechnet werden.

Liebknecht-Amtriebe.
In den Elektrizitätswerken von Bergmann im Roſenthal war es

vor einigen Tagen zwiſchen Arbeitern und Werksleitung zu Mißhellig-
keiten gekommen, die die Arbeiter veranlaßten, in den Streik zu treten.
Die Organiſationen griffen ein, und der Konflikt wurde vorgeſtern wie
der beigelegt. Heute morgen erſchien Liebknecht mit 2 Mann vor dem
Betrieb', verſchaffte ſich gewaltſam Eintritt und agitierte in der Fabrik
für Fortſetzung des Streiks. Es gelang ihm, die Arbeiter zu bewegen,
mit nach einer Verſammlung zu kommen, die er im Schillerpark abhalten
wollte. Die Arbeiter ſind nicht wieder in den Betrieb zurückgekehrt.
Es wird erwartet, daß die Arbeiter morgen die Arbeit wieder auf
nehmen.

Wie Spartakus Wahlen ſchiebt.
Bei den Arbeiter und Soldatenratswahlen ſucht die Sparkakus-

gruppe ihren Mangel an Anhängern durch raffinierte Täuſchungs und
Ueberrumpelungsmanöver zu erſetzen. Das ungeregelte Wahlverfahren
gibt leider dazu manche Möglichkeit Allein von Berlin ließe ſich ein

nzes Buch über die verwerflichen Wahlpraktiken der Spartakusleute
reiben.8 Ein einzelner Fall: Jn Berlin ſollen die Angeſtellten von 45

Buchhandlungsgeſchäften einen Vertreter zum Arbeiterrat gemeinſam
wählen. Nun liegt in Berlin die Leitung des Zentralverbands der
Handlungsgehilfen in den Händen Paul Langes, eines fanatiſchen
Spartakusmannes, und ſeiner Clique, während die große Mehrheit der
Mitglieder auf dem Boden der alten Vartei ſteht. Unter den Wahl
berechtigten ſucht Herr Lange einen Mann feines Herzens und findet
nach langem Suchen dieſen endlich in der Parteibuchhandlung des
Vorwärts, wo unter ſämtlichen Angeſtellten ein gewiſſer B. der einzige
Unabhängige iſt. Flugs beſtellt Paul Lange Herrn B nicht nur zum
Kandidaten, ſondern auch noch gleichzeitig zum Wahlleiter. Der Wahl
leiter B. macht nun für den Kandidaten B. die inkenſivſte Reklame.
indem er am Morgen des Wahltages in die 45 wahlberechtigten Be
triebe eine Meldung ſchickt, daß am Abend die Wahl ſei und: Herr B. iſt
der von den freien Gewertſchaſten empfohlene Kandidat. Daß er ein
Unebhängiger iſt, verſchweiat B. vorſorglich. Jn wenigen Stunden ſoll
bereits gewählt werden. Die 45 Betriebe haben keine Fühlung mit
einander, es iſt kaum möglich, ſie bis dahin aufzuklären. Ein Korre
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Zur Wohnungsreform in Sroß- Berlin.
Bereits bei der Eröffnung der Ausſtellung für ſparſame Bauweiſe

hat Staatsſekretär Bauer durchblicken daß der Wohnungsbau
in der Form der Mietskaſernen ſehr Unterſtützung durch die neue
Regierung zu erwarten Der Kle sbau war aber bisher
wenigſtens im n Weichbild der Städte unmöglich wegen der hohen
Bodenpreiſe, die infolge der unpernünftigen Bauordnungen heraus-gebildet hatten. So konnte die allgemeine in der Wohnunge-
reform, die Mietskaſernen durch den Kleinhaus und Flachbau zu er
ſetzen, nur ſchwer zur Geltung kommen.

Für die nächſte Zukunft iſt auf dieſem Gebiet eine bedeutende Um
r zu erwarten. Denn die ßiſche Staatsregierung hat ſich
entſchloſſen, alle fiskaliſchen Ländereien in der unmittelbaren Umgebung
Berlins zu dem billigen Preiſe von 50 Pf. bis 2 M. pro Quadratmeter
dem S u e Kleinhgusbau zur Verfügung zu ſtellen. Für die
erſte Zeit hatte dieſes Angebot allerdings noch wenig praktiſchen Wert,
weil die Ländereien erſt aufgeſchloſſen werden müſſen. Kanaliſation
und Straßenbau ſind aber zur Zeit vier- bis flünfmal ſo teuer wie
1914, ſo daß immerhin der Preis für das aufgeſchloſſene Land min-
deſtens ſo hoch kommen würde, wie vielfach baureif aufgeſchloſſenes
Land aus Spekulationshand zu kaufen iſt. Es wird alſo noch einige
Zeit dauern, bis die Abſicht der Regierung zu fegensreicher Wirkung

langt. Gerade deshalb würden die Terraingeſellſchaften und ſonſtigen
ändler, die über baureifes Land e in ihrem eigenen

Intereſſe gut daran tun, jetzt ſofort ihren Grundbeſitz zu billigem Preis
der Wohnungsfürſorge der Gemeinden und der innützigen Unter
nehmungen zu überlaſſen, denn wenn erſt die billigen Staatsländereien
zur ſtehen, n dieſe Bodenbeſitzer gar keine Ausſicht
mehr, ihr zu den ihnen vorſchwebenden Preiſen loszuwerden.

Jn einzelnen Gemeinden Groß-Berlins, beſonders im Oſten, ſind
die Terraingeſellſchaften bereits zu dieſer Einſicht gelangt und haben
Bauland zu erheblich verbilligtem Preis für den gemeinnützigen Woh
nungsbau zur Verfügung geſtellt.

Arbeitermangel bei Arbeitsloſigkeit!
Angeſichts der ſtarken Arbeitsloſigkeit muß es auffallen, daß

einzelne Firmen über Arbeitermangel klagen. So verlangte die
A. E. G.Schnellbahn-A,-G. für Notſtandsarbeiten, die der De-
mobilmachungsausſchuß von ihr gefordert hatte, beim Arbeitsnach-
weise 200 Arbeiter. Es meldeten ſich aber vom 2. bis 4. Dezember
nur 30 Mann. Daß nicht etwa die Arbeitsbedingungen abſchreckend
wirkten, geht daraus hervor, daß außer dieſen 80 niemand an-
gefragt hat. Es muß immer wieder betont werden, daß nur durch
Arbeit aller Arbeitsfähigen die jetzige Not behoben werden kann.

Zur Frauenagitation!
Die Revolution hat mit dem älteſten Unrecht der Welt

aufgeräumt. Sie hat den Frauen das Bürgerrecht gegeben.
Das bedeutet, daß ſie, die ſie Hausfrauen ſind, künftig

das Recht und die Pflicht haben, an allen Fragen der Er-
nährungspolitik verantwortlich teilzunehmen. Das bedeutet,
daß ſie, die ſie Mütter ſind, ein Mitentſcheidungsrecht bei
allen Fragen der Erziehung und des Unterrichts haben
werden.

Daß ſie, die ſie Menſchen ſind, mitraten und mittaten
dürfen, wenn es ſich darum handelt, die in der Ehegeſetz-
gebung, der Unehelichenfrage, der Bevölkerungspolitik be-
ſchloſſenen Rechte zu umgrenzen und mit würdigen Jnhalten
zu erfüllen.

men darf, unter welchen Zeit- und Lohnbedingungen ſie
arbeiten, welches Ausmaß von Schutz ihr geſichert ſein ſoll,
Mutter- und Kinderſchutz, Arbeitsverbot in gefährlichen Be
trieben, Rationaliſierung der Hauswirtſchaft, Ausgeſtaltung
der Wohnungsfrage; eine Fülle von Pflichten und Aufgaben,
an denen die Frau nunmehr berufen iſt, mitzuarbeiten, treten

uns da entgegen.
Und endlich ſoll die Frau die kalte Verſtandeskultur

des Mannes aus der Kraft ihrer tiefen und herzwarmen
Mütterlichkeit bereichern und den ſtarren Gerechtigkeitsbegriff
des Mannes in das Höhere, in Menſchlichkeit wandeln. Keine
Häufung, ſondern eine qualitative Mehrung der Kulturgüter:
das ſei die Morgengabe, durch die die Frauen der Revolu
tion den Dank für das Recht darbringen, das ſie ihnen ge
geben hat.

Die revolutionäre Sozialdemokratie iſt es, die auch den
Frühling des Frauenrechts herausführt. Vergeßt das nicht,
ihr Frauen aller Klaſſen ud vergeßt auch nicht, daß die Sozial
demokratie nicht nur der Bringer, ſondern auch der Bürge
eures neuen Rechtes iſt, das mit ihr ſtehen und fallen wird.

Vergeßt das nicht, und wenn die Feierſtunde kommt, die
euch zur Wahlurne ruft, dann handelt danach.

Henriette Fürth.

Jnduſtr. aliſierung der Land
wirtſchaft.

Die deutſche Landwirtſchaft war vor dem Kriege auf
dem Wege zum ſogenannten intenſiven Betrieb, d. h.
zur tunlichſten Ausnutzung des Bodens durch Tiefkultur mit
Dampfpflug und Ergänzung der natürlichen mittels
künſtlicher Düngung, alſo kein Raubbau. Auf dieſe Weiſe
gelang es, die Erzeugung auf derſelben Grundfläche mehr
als zu verdoppeln. Wir verdanken dieſer Betriebsweiſe unſere
Ernährung im Kriege, die aber beſſer hätte ſein können,
wenn ein größerer Teil der Ritter- und Rentengüter und
auch der kleine Grundbeſitzer dieſe Art der Bodenbearbeitung
gepflegt hätte. Jm erſten Falle bot oft nachgewieſener
Mangel an Verſtändnis und finanzielle Untüchtigkeit das
Hindernis, beim Kleinbeſitz die mangelnden Geldmittel und
die für Kleinbetrieb ſchwierige und nur auf genoſſenſchaft-
nif Baſis mögliche Nutzbarmachung der techniſchen Fort
ſchritte.

Bei der jetzigen wirtſchaftlichen Notlage wird alſo die
ſofortige Jngangſetzung der ruhenden Kräfte erforderlich
ſein, und es ſoll hier nur kurz unterſucht werden, wie dies
möglich iſt. Jn erſter Reihe ſind genügend Dampfpflüge zu
ſchaffen, was unſchwer durch geringen Umbau der aus der
Front zurückkehrenden Straßenlokomotiven geſchehen kann;
auch die Motorlaſtwagen können zu ſogenannten Motor-
pflügen umgebaut werden. Beides müßte einheitlich vom
Staatskommiſſar für Demobiliſierung geregelt werden,

Es bedeutet, daß die Frau als Erwerbstätige mitbeſtim

ebenſo wie die nachherige Vergebung der Pflüge an die Land
wirte, dies unter Mithilfe der Gemeindeorganiſationen oder
land wirtſchaftlichen Genoſſenſchaften.

Vermutlich brauchte ein Zwang einem ſo guten ſich dar
bietenden Hilfsmittel gegenüber nicht ausgeübt werden,
ebenſowenig gegen die planmäßige Verteilung der faſt mono
poliſtiſchen Erzeugung von künſtlichem Stickſtoffdünger.
Dieſe durch den Krieg geſchaffene Jnduſtrie kann nicht beſſer

nutzbar gemacht werden. Auch das nötige Kali
und Thomasmehl wird auf allgemeiner Baſis zu verteilen
ſein. Wegen der Aufteilung des allzu mächtigen Großgrund-beſitzes zu kleinen Bauerngütern iſt an anderer Stelle zu

ſprechen, und es ſoll hier nur darauf hingewieſen werden,
daß eine weitergehende Unterteilung des Landes zu Ge
müſe- und Obſtgärtnereien von etwa 5 bis 8 Morgen, wie
nachgewieſen werden ſoll, eine Vielzahl von Menſchen in
volkswirtſchaftlich günſtiger Weiſe ſofort und dauernd be
ſchäftigen kann.

Es iſt bekannt, daß bis zum Beginn des Krieges Mil
lionen Mark für Gemüſe und Obſt ins Ausland gingen, weil
der deutſche Gemüſebau allgemein rückſtändig war
und als nicht rentabel galt, es auch bei unrationellem Be
triebe tatſächlich nicht war. Demgegenüber erzielten Gärt-
nereien mit anderen Einrichtungen, Waſſerleitung, Berieſe-
lung, künſtlicher Düngung, Konſervierungsanlagen und
Spezialzüchtungen außerordentliche Erfolge, und vor allem
ergibt ſich eine Produktion, die die übliche, ſelbſt intenſive
landwirtſchaftliche nicht nur weit überſteigt, ſondern uns un
abhängig von der Einfuhr macht, ja ſelbſt eine Ausfuhr ge
wiſſer Sondererzeugniſſe ermöglicht. Jn beſonders günſtiger
Weiſe und mit noch geringeren Landgrößen von 2 bis
3 Morgen wird ſich dieſer gärtneriſche Beruf an den Gren
zen kleiner und mittlerer Städte entwickeln können, als Er
gänzung der die Bürger nicht voll ausfüllenden Kaufmänni-
ſchen oder Handwerkerberufe, vergleichsweiſe mit den frühe-
ren Ackerbürgern als Gärtnerbürger. Sowvweit nicht
ſchon gewiſſe Vorkenntniſſe bei dieſen mit der Natur noch
in Berührung befindlichen Leuten vorhanden ſind, würden
die Gemeinden verpflichtet ſein, die Ausbildung nötigenfalls
durch Wanderlehrer oder feſt angeſtellte Lehrer und
praktiſche Gärtner zu bewirken; auch dies könnte und müßte
ſofort begonnen werden.

Zwar haben ſich verſchiedene Siedlungsgeſellſchaften mit
gleichem oder ähnlichen Zwecken gebildet, aber eine allge
meine, ſtaatlich betriebene Organiſation müßte dieſe wichtige
Sache ſcharf und wirkſam betreiben, damit jetzt alle Vor-
arbeiten e werden, als da ſind: Rigolen und Um-
graben, Düngen, Legen von Waſſerleitungen, Herſtellen von
Wegen und Zäunen, Miſtbeeten und Warmhäuſern ſowie
endlich von Wohnungen und Ställen. Auch bezüglich der
Wohnungen iſt es möglich, alsbald und während des Win-
ters unter Zuhilfenahme ungeübter Arbeiter und Frauen
viel zu ſchaffen.

Schließlich muß noch ein für die Jnduſtrialiſierung die
ſer und der land wirtſchaftlichen Betriebe beſonders wichtiges
Hilfsmittel erwähnt werden, nämlich die Elektriſie-
rung, die durch die überaus ſtarke Verbreitung von elektri-
ſchen Kraftzentralen beſtens vorbereitet, aber bei weitem noch
nicht genügend eingeführt iſt. Gar viele Landwirte wiſſen
weit beſſer mit Politik, beſonders Zollpolitik, und militäri-
ſchen als mit elektriſchen Problemen Beſcheid, wie man ſich
leicht überzeugen kann, und deshalb mag es angezeigt ſein,
die Verwendungsmöglichkeiten kurz anzuführen. Die wich-
tigſte Aufgabe iſt für die pflanzliche Entwicklung und für
die Tierhaltung das Pumpen und Verteilen von Waſſer, Be
rieſelung, Tränk- und Spülzwecke, das oft noch durch Men
ſchenkraft erfolgt. Daß auch elektriſch gepflügt werden kann,
braucht wohl nur angedeutet zu werden, während nicht ſo
bekannt iſt die Verwendung von elektriſchem Strom zum
Betriebe von Dreſchmaſchinen, Futterſchneider, Reinigungs
apparaten und den zu Hilfsbetrieben nötigen Kreisſägen,
Aufzügen und der nötigen bequemen und ſeuerſicheren Be
leuchtung. Um dem Einwande der nicht überall erhältlichen
elektriſchen Kraft zu begegnen, ſei erwähnt, daß alle genann-
ten Arbeiten durch Lokomobilen ſowie Motoren von Kraft
fahrzeugen ausgeführt werden können, die jetzt in Hülle und
Fülle aus dem Felde kommen und billig zu haben ſind. Für
alle dieſe maſchinellen Betriebe ſind in jedem Dorfe Hand
werker anzuſiedeln, die Reparaturen raſch und preiswert aus
führen und nötigenfalls techniſche Anleitungen geben.

Nur durch Kreis- und Provinzialderbände
lösbar iſt die elektriſche Beförderung, wofür ebenfalls durch
die jetzt freiwerdenden Militärfeldbahnen günſtige Vorbe
dingungen gegeben ſind, da Wagen und, beim Fehlen von
Strom, auch kleine Lokomotiven genügend vorhanden ſind.
Die Wichtigkeit guter Transportbedingungen iſt ſo erheb
lich, daß allgemein der Bau ſolcher Bahnen, nötigenfalls
auf oder neben den Landſtraßen, ſofort einſetzen muß, wo
bei große Mengen menſchlicher Arbeitskräfte
unterzubringen ſind. Zuſammenfaſſend: Sofortige Vorbe
reitung von Gemüſe und Obſtgärtnereien durch Bereitſtel
lung aller nicht bebauten und etwa aufzuteilenden größeren
Güter, Erwerb und Anpaſſung der aus Militärbedarf frei-
werdenden Lokomobilen, Kraftfahrzeuge, Verteilung von
künſtlichem Dünger an landwirtſchaftliche und gärtneriſche
Betriebe, Herſtellung von Bewäſſerungsanlagen, Wegen,
Kleinbahnen, Zäunen und Gebäuden.

Einheitliches Vorgehen im Reiche mittels Organiſation
durch die Staatsbehörden iſt nötig!

Aus aller Welt.
Abgefaßte Bahnräuber.

amburg, 12. Dezember. Dem Sicherheitsdienſt des oberſten Ma-
cher der Unberelte iſt es gelungen, auf dem Eüterbahnhof Ham

burg Veddel etwa 50 Militär und Zivilperſonen, die Güterwagen er
brachen und Lebersmittel, Spirituoſen uſw. entwendet hatten, zu ver
haſten und dem Unterſuchungsgefängnis zuzuführen.

Exploſion auf einem amerikaniſchen Dampfer.
Waſhington, 11. Dezember. Bei einer Kohlenſtaub

exploſion an Bord des Kreuzers Brooklyn in Yokohamag wurden
ſechs Mann getötet und 30 verwundet.

Letzte Nachrichten.
Berlin, 12. Dezember. Aus zuverläſſiger Quelle erfährt W. T. B.:

Etwa tauſend junge Männer, Söhne von alldeutſchen Eltern,
ind aus Straßburg zur Zwangsarbeit nach Belgien abgeführi
worden.
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Bekanntmachung.
Der ſtädtiſche markenfreie Verkauf von Salamiwurſt

Pfund zum Preiſe von 2.50 M. wird in der Talami-
ſchule fortgeſetzt.

Halle, den 13. Dezember 1918. Der Magiſtrat.

Bekanntmachung.
Diejenigen Jnhaber von Kleinhandelsgeſchäften,

welche Kundenliſten eingereicht haben, werden hierdurch
aufgefordert, am Freitag, dem 13. und am Sonnabend,
dem 14. Dezember 1918, bei den von ihnen gewählten
Großhändlern den in nächſter Woche zum Verkauf ge
langenden Kaffee-Erſatz
wät Bekanntmachung über Regelung des Verkaufs erfolgt
päter.

Halle, den 12. Dezember 1918.

Bekanntmachung.
Abholung von Winterkartoffeln von einer

ſtädtiſchen Kartoffelausgabeſtelle.
Am Sonnabend, dem 14. Dezember von 8--1 Uhr

vormittags, können diejenigen Perſonen in der ſtädtiſchen
Kartoffelausgabeſtelle Brandt Loeloff, Franckeſtr. 19,
ihre Kartoffeln abholen, deren Bezugsſcheine mit den
Nummern (mit roter Tinte ausgefüllt) 121--205 ver
ſehen ſind. Die Bezugsſcheine ſind hierbei abzugeben.

Halle, den 13. Dezember 1918. Der Magiſtrat.

Bekanntmachung.
Die Ausgabe der Zuckermarken für Sonderverteilung

aus Erſparniſſen findet in der Woche vom 16.--21. De
zember 1918 zugleich mit der Ausgabe der Brotmarken
in den ſtädtiſchen Markenausgabeſtellen ſtatt. Die Zucker
marken für die eng berechtigen zur Ent-
nahme von 500 Gramm Zucker. Jeder Haushalt erhält
ſoviel Marken, als auf ſeinem Lebensmittelſchein Haus
haltsangehörige verzeichnet ſind. Beſuchsweiſe ſich auf
haltende Perſonen haben auf die Verſorgung mit Er
ſparnis Zucker keinen Anſpruch.

Halle, den 13. Dezember 1918.

Der Magiſtrat.

Der Magiſtrat.

Schutzpockenimpfung.
Die Herren Aerzte, die in dieſem Jahre in hieſiger

Stadt Schutzpockenimpfungen vollzogen haben, werden
erſucht, ihre Privatimpfliſten möglichſt umgehend, ſpä-
teſtens jedoch bis zum 31. Dezember dieſes Jahres der
Polizeiverwaltung, Dreyhauptſtraße 4 (Zimmer 18) einzu
reichen.

Wiederimpfungen erwachſener, nicht mehr ſchulpflich-
tiger Perſonen müſſen in beſondere Liſten aufgenommen
werden.

Halle, den 26. November 1918.
Die Polizeiverwaltung.

LAZ

Große Ulrichstr. 50
Obergeschoß. 1800

Ausstellung von Möbeln
für Küchen, Schlafzimmer

unck Wohnräume.
Besichtigung und Annahme von Kaufanträgen

daselbst täglich von 9 bis 3 Uhr

Halſesche Fürsorgestelie für
Wohnungseinrichtungen G. m. b. H.

8T Rocikisten- Verkauf

wochentags von 10 bis 12 Uhr

Rathausſtraße 17 I.
hauswirtſchaftliche Beratungoſtelle

des halleſchen frauenbundes.

Das Stopfen der Kochkiſten wird un-
entgeltlich gezeigt.

Richard Wolf, umeterzien

Halſſe a. S. Fernsepr. 1113
empfiehlt zur billigsten Lieferung

Sinmacheföpfe, Döhßeſfässor
von 5--80 L. Inhalt, 1625

für Schweine, Ferkel, Ziegenfuttertröge Kaninchen usw. en
in allen Formen und Gröben.

Ferner empfehle ich mich zur Lieferung aller

V umakteriaoſion. 7
ſkKleider- und Kostümstoffe

in Wolle, Seide, Samt- und Sehleierstoff
Große Auswahl o Vorteilhafte Preise [507

im Aauftaus H. ElNäan, liner Strafe N.

kumpen, Knochen, Schuhe
Eisen, Metalle, Papier werden mit Lederſtücken

r h
Unsere Buchdrucherei,
ausgestattet mit allen
modernen, der Neuzeit S
entsprechenden Schriften

Einfassungs- und Vig-
nettenmaterial, empfiehlt S
sich den Gewerkschaſts- S

und Partei Genossen, S
sowie einer geehrten 2
Geschäſtswelt zur An S

fertigung von sämtlichen S
Vereins und Geschäſts- S

drucksachen, wie Ein- S
tritts und Mitglieds- S
karten, Jahresberichten, S
ZZirkulare, Programme, S

Statuten, Rechnungen,
Prospekten u. Plakaten.

Ferner empfehlen wir
uns zur Herstellung von
S Familiendrucksachen in

S nurbester und moderner
Ausführung bei ange-

S messener Preisstellung.
Unser Bestreben wird à

S sein, nur einwandfreie
S und gut ausgestattete
S Arbeiten zu liefern. Den
S geschatzten Aufträgen
S werden wir in jeder
S Beziehung rechte Sorg-
S falt angedelhen lassen.

teressante 1 für jede Arbeiterfamilie. Wöchentlich
eine Nummer zum Preise von 15 Pf.

IHustrierte politisch-satirischeD er Wahre Jacob Wochenerein, die einzelne

Nummer 15 Pt.Berliner Illustrierte Zeitung
o.

herausgegeben unter Leitung von Dr. med. Zadek. Ca. 50 ver-

gchiedence Bandchen m 20 t.
Dokumente zum V“eltkrieg

Bearbeitet von Eduard Bernstein

Q Einzelnummer8 Arbeiter-Gesundheits-Bibliothek

Reichhaltige Roman-Bibliothek
der beliebtesten Autoren.

Für die Schneiderei:
Modenzelfung Frauenzeitung Praktische Damenmode
Hausschneiderei/Sonntagezeitung/Deutsche Modenzeitung

Empfehlenswerte Schriften belehren-
den und unterhaltenden Charakters:

Die Gleichheit u e n
rinzelnu mmer 10 P.In freien Stunden h z

Faſt vene echte

Möbel aller Hrt
Küchen, Schlafzimmer-Ein
rich tungen, Nußb.Schränke,
Vertikos, Sofas, MatratzenDon rJeden Arbeiter Ston re

finden dauernde Beschäftigung. Preiswerte

Grube Pauline NMützen
in Dörstewitz. für Herrenund Knaben

Shülbr- 1. Soldofen-

Aötzen [1471

in großer Auswahl

Raufhaus

H. Flkan
Leipziger Str. 87

Tüchtige u WPolierer
zum Aufarbeiten alter Pia-
nos, ſtunden- od. tageweiſe, J
auch abends oder Sonntags
ſofort geſucht. [1814

Herm. Lüders,
Mittelſtraße 9/10. ee t

IIIMasch-Serwige e ne
mit Goldkanten Versöndhans

die Glelchheit

leistamekrettee Frauente lung

eingetroffen.
Buchhandlung Voksstimme

kauft und Lederriemen beſohltM. bods ſ Große und repariert. [1100ju a Kausſtr. 22. Hoffmann, Schützenſtr. 20.

sehr preiswert. [[1544

C. F. Ritter Klappendach
Gr. Ulrichstraße 41,Leipziger Str. 90. Halle, Gr. Ulrichstraße 27

T
im Saal des Magdeburger Str.

Heute ſowie täglich finden
2 große Vorſtellungen

Utzr ſtatt. 8 UhrJn allen Rachmittags Vorſtellungen
Große Weihnachts-Verloſunfür e beim L g
Eintrittskarte ein eilos.

Jn allen Vorſtelungen:
Kom. Pantomime „Die, Schulkinder“

ausgeführt vom geſamten Perſonal.
Alles weitere ſiehe Anſchlag

Merſeburgl
OGeffentlichevolkoverfammlung

Freſtag, den 15. Dez. 1918, abends 7, Uhr

im Keſtaurant zur Funkenburg.
Tagesordnung:

1. Deutſchlands Zukunft. Redner: Schrift-
leiter Gen. Dübel, Zeitz.

2. Freie Ausſprache.
Um recht zahlreiches Erſcheinen aller EinwohnerMerfſeburgs wird gebeten. Keiner darf fehlen. hue

Frbeiter und Soldatenrat.
J. A. A. Thieme.1811)

a W a a
Nach einer Verfügung des Reichs

cyreamtes vom 13. 11. 18 kann nun
mehr

m Teer
ohne Veſchräukung an Handwerker,
Bedachungsgeſchäfte und prevate
Verbraucher, ſowie zu Straßen u.
Schiffsteerungen u. ſonſtigen An
ſtreichzwecken abgegeben werden.

Halle, den 19. 11 1918.
Die Verwaltung

der ſtädt. Gas u. Waſſerwerke

[1724

C

2
2

Wahlleiter geſucht.
Parteigenoſſe mit längerer Tätigkeit in der Arbeiter

bewe 2 wird für Halle und den Saalkreis als Leiter
der Wahl für die Nationalverſammlung geſucht. Redne-
riſche Befähigung erwünſcht. Antritt ſofort. Dauernde
Stellung als Parteiſekretär in Ausſicht. Bewerbungen
mit Angabe der Gehaltsforderung bis 15. Dezember zu
richten an den

Sozial demokratiſchen Verein für Halle
und den Saalkreis.

Ad. Thiele, Bernhardyſtraße 68.

Redakteur
für Lokales und Provinz zum ſofortigen Antritt für die
erst Volksſtimme geſucht. Bewerbungen ſind zu
richten an

Hermann Garbe, Halle, Harz 42/44.

Mehrere Genoſſen
zur Leitung der Wahl für die National-
verſammlung, für einige Kreiſe im Regie-
rungsbezirk Merſeburg geſucht. Die Genoſſen
müſſen bis zum Schluſſe der Wahl völlig zur
Verfügung ſtehen. Redneriſche Fähigkeiten er-
wünſcht, aber nicht Bedingung. Meldungen bis
zum 25. Dezember beim Unterzeichneten.
dozlaldemokrat. Bezirksſekretariathalle a. J.

R. Dreſcher, Harz 42-44.

die deutſche Revolution

Des Volkes Sieg und Zukunft
von

Erich Kuttner
Redakteur des Vorwärts

Preis 25 Pf.
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lage zur Volksſtimme.
Nr. 289. Halle, Freitag den T5. Degember 1918. 2. Jahrgang.

Halle und Saalkreis.
Salle, 13. Dezember 1918.

Sicherheitsregiment für Halle.
Kameraden!

Ole Revolution iſt vollbracht! Es gilt, die Errungenſchaften der
neuen Zeit zu ſichern und auszubauen. Dazu ſind Ruhe und Ordnung,
Schutz vor gewaltſamen Eingriffen unbedingte Notwendigkeiten. Die-
jenigen Kamergaden, die ſich in den Dienſt der guten Sache ſtellen wol
len, die helfen wollen, das in ſchweren Tagen Errungene feſtzuhalten,
die gewillt ſind, die Früchte der Revolution gegen jeden gewaltſamen
Eingriff beſchützen, die ſich zu unſerem ſozialiſtiſchen Regierungspro-
gramm bekennen und ihre ganze Perſönlichkeit dafür einſetzen wollen,

ſind uns willkommen! tAufrechte, beſonnene Männer, die nach ihrer Entlaſſung weiter
dienen wollen melden ſich in ihren Entlaffungsanzügen unter Vorlage
ihrer Militärpapiere in der Frieſenſchule. Die Zugehörigkeit zu unſe
rem politiſchen Bekenntnis iſt möglichſt bereits bei der Meldung nach
zuweiſen. Unbedingte körperliche Rüſtigkeit iſt Vorbedingung, um
den geforderten Anſtrengungen gewachfen zu ſein. Beſondere Berück-
ſichtigung bei der Anncme finden Kameraden, die Hallenſer ſind und
im Felde waren.

Die Militärkomwiſſion des Soldatenrates zu Halle.
gez. Ferchland t.

Verhalten gegenüber Kriegs
gefangenen.

„Das Generalkommando hat den Magdeburger Zeitungen die
nachſtehende Mitteilung zur Veröffentlichung zugeh n laſſen:

Gegen Ende des vorigen Monats hat ſich der bedauerliche Vorfall
ereignet, daß Militär und Zivilperſonen ſich zuſammeng tan haben, um

kriegsgefangene Offiziere des OffizierGefangenlagers Magdeburg aus
öffentlichen Lokalen zu entfernen, wobei ſich einzelne Perſonen ſogar zu
tätlichen Angriffen auf kriegsgefangene Offiziere haben hinreißen laſſen.
Dies gibt Veranlaſſung, darauf hinzuweiſen, daß den kriegsgefangenen
Offizieren des Lagers Magdeburg neuerdings für die noch kurze Zeit
ihres Aufenthaltes geſtattet worden iſt, ſich außerhalb des Lagers zu
bewegen. Von der Einſicht der geſamten Bevölkerung darf erwartet

werden, daß ſie den Verhältniſſen Rechnung tragen und ſich jeder Be
läſtiqung der Offiziere enthalten wird.“

V. ſ. d. G. K. D. Ch. d. G. St.
gez. von dem Hagen, Oberſtleutnant.

Der IV. Armeekorps.
gez. Bock.

Vorſtehende Bekanntmachung vom Generalkommando des IV. A.K.
iſt auf eine Verfügung des Kriegsminiſteriums zurückzuführen.

Es bedarf wohl keiner weiteren Erläuterungen, um dieſes Vor-
wer mit den abgeſchloſſenen Waffenſtillſtandsbedingungen

zu bringen.
Der Soldatenrat der Stadt Halle appellierk daher an das Ritter-

lichkeitsgefühl aller Bevölkerungskreiſe von Halle und bittet, dazu bei
tragen zu wollen, daß, ſolange die bisherigen kgf. Offiziere und Mann
ſchaften ſich notgedrungen noch hier aufhalten müſſen, ihnen nötigen-
falls der Schutz gewährleiſtet wird, wofür wir vor der ganzen Welt die
Verantwortung tragen müſſen.

Betreffs der im Fabrikgebäude von Wernike in der Merſeburger
Straße zur Zeit untergebrachten kgf. ital. Offiziere iſt Vorſorge getrof-
fen, daß ſie das Lager zwecks Einkäufe, Beſuch von Theatern u. dgl.nur in Begleitung einer mit einem Pa'ſierſchein verſehenen deut

ſchen Militärperſon verlaſſen dürfen.“
Der Soldatenra l.

gez. Gruner. Beilicke.

Das Gewerkſchaftskartell Halle
hielt am 11. Dezember eine Sitzung im Gewerkſchaftshaus ab. Zu
nächſt gab der Vorſitzende eine Reihe von Eingängen bekannt.
Bemerkenswert iſt daraus, daß entſprechend einer Zuſchrift der Zen
trale für Heimatsdienſt beſchloſſen wurde, eine Anzahl Flugblätter zu
beſtellen, die den Gewerkſchaftszeitungen beigelegt werden ſollen. Jm
weiteren wurde über Berufsberatung und Stellenvermittlungen für Lehr-

Das einleitende Referat gablinge durch das Arveiisamt geſprochen.

Arbeiterſekretär Kleeis. Er knüpfte an die Verbeſſerungsbedürftig-
keit des Lehrlingsweſens überhaupt an, das nach Kriegsbeendigung
einer gründlichen Umgeſtaltung überhaupt unterzogen werden müſſe.
Vorläufig müſſe man ſich bemühen, das Lehrlingswefen mehr und mehr
den Zünften und den Handwerkskammern zu entziehen und es auf eine
neutrale Plattform zu ſtellen. Seit einigen Jahren iſt in Halle im
Anſchluß an das ſtädtiſche Arbeitsamt eine Berufsberatung und Lehr-
ſtellenvermittlung ins Leben gerufen worden, die ſich ſeitdem ſo er-
folgreich entwickelt hat, daß ſie jetzt als örtliche Zentrale anzuſprechen
iſt. Nachdem neuerdings von miniſterieller Seite in Preußen (ſo z. B.
erſt noch durch einen Erlaß vom 23. November 1918). Der weitere
Ausbau ſtädtiſcher Berufsberatung und Lehrſtellenvermittlung gefordert
worden iſt, ſoll in Halle entſprechend dem Vorgehen in anderen Städten
die beſtehende Einrichtung ausgebaut werden, namentlich durch Mit
wirkung beteiligter Kreiſe. Eine größere vom Magiſtrat einberufene
Sitzung, an der aüch das Gewerkſchaftskartell beteiligt war, beſchloß,
einen größeren Ausſchuß und einige Unterausſchüſſe einzuſetzen, welche
die Aufgaben fördern ſollen. Die geſchäftlichen Angelegenheiten wie
auch die Einzelberatung ſoll von den Angeſtellten des Arbeitsamtes
vorgenommen werden. Die Beratung ſoll nicht darin beſtehen, daß
den jungen Leuten ein beſtimmter Beruf aufgeredet wird, ſondern daß
b objektiv belehrt werden, ſo daß ſie ſich ſelbſt entſcheiden können.

n der Ausſprache ſtimmen die Genoſſen Göbel, König, Müller uſw.
den Plänen zu. Sie erhoffen einen weiteren Ausbau der Einrichtung.
Zur Teilnahme an den Ausſchüſſen werden die Genoſſen König, Streh-
ler und Kleeis gewählt.

Ueber die Verſoraung der Arbeitsloſen ſpricht ebenfalls Genoſſe
Kleeis. Er geht aus von den Abmachungen zwiſchen den Unterneh
mer-Verbänden und den Gewerkſchaften, nach denen die Arbeitgeberdie (moraliſche) Verpflichtung übernommen haben, die entlaſſeven

Kriegsteilnehmer wider in ihre alten Arbeitsplätze einzuſtellen. Die
Halleſchen Gewerkſchaften haben in wiederholten Sitzungen Richtlinien
über die Mjtwirkung bei der Uebergangswirtſchaft aufgeſtellt. Sie be
ſtehen in der Haupt'ache in einer Beeinfluſſung der Maßnahmen der
Arbeitgeber, z. B. hinſichtlich der Einſchränkung der Entlaſſung von
Hilfskräften, der Verkürzung der Arbeitszeit ufw. Zum Schluß be-
ſpricht Redner die Erwerbsloſenfürſorge der Stadt Halle, die einige
Härten und Unklarheiten enthält. Die Erörterung der Angelegenheit
war eine außerordentlich lebhafte. Schnabel wünſcht, daß die Ar
beitsvermittlung für den Saalkreis einheitlich geſtaltet und möglichſt
dem Arbeitsamt Halt angegliedert werde, König wendet ſich da-
gegen, daß die Erwerbsloſenfürſorge den Unterſtützungsbedürftigen jed-
wede Arbeit zumute, Göbel erläutert, daß das Ortsſtatut gründlich
beraten worden ſei uſw.

Bemerkenswert waren insbeſondere die Ausführungen des Ge-
noſſen Garbe. Er wies eindringlich auf den Arbeitermangel im
Bergbau und die damit zu ſammenhängende Kohlenknappheit hin. Die
Zuſtände müßten in kurzem zur Kataſtrophe führen. Eine Reihe großer
Betriebe, wie Brauereien uſw., müßten feiern, weil ſie keine Kohlen
mehr haben. Wenn das ſo weitertreibe, müßten Zwangsmaßnahmen
ergriffen werden. Es ſei deshalb nötig, die geſamte Arbeiterſchaft auf
die großen Gefahren aufmerkſam zu machen und dafür zu wirken, daß
größere Maſſen von Arbeitern ſich dem Bergbau zuwenden. Hier könn-
ten die Gewerkſchaften viel Belehrung unternehmen.

Jn dieſem Sinne ſprechen noch mehrere Redner wie Meinhardt,
Str hler, Brenſjes uſw. Es wird dem Kartellvorſtand überlaſſen, wenn
nötig, weitere Maßnahmen in der Sache zu unternehmen. Unter
„ſonſtigen Kartellangelegenheiten“ weiſt Genoſſe Löffler darauf hin,
daß viele der aus dem Felde zurückkehrenden ehemaligen Gwerkſchafts-

noſſen es verabſäumen, ſich wieder bei dem Verbande anzumelden.
s ſollen geeignete Maßnahmen hiergegen ergriffen werden. Die

Verleſung der Anweſenheitsliſte zeigte, daß eine Anzahl Gewerkſchaften
nicht vertreten waren.

Frauen? Gebt acht! Ausfüllen der grauen Zettel
für die Wählerliſte. Jn diefen Tagen werden in allen Haus
halten ſoviele graue Karten abgegeben, wie Frauen und Mädchen über
19 Jahren zu ihnen gehören. Es iſt dringend notwendig, daß
jede Frau perſönlich dieſen Zettel ausfüllt und ihn pünktlich zur
vorgeſchricbenen Zeit auf dem zuſtändigen Polizeirevier abgibt. Es
kommt auf jede Stimme an. Frauen, verſäumt Jhr dieſe erſte Pflicht,
ſo geht eine Stimme euch und dem Vaterlande verloren.

ſtimmungen des Kriegsminiſteriums (Armee-Verordn.-Bl. vom 5. De
mber 1918) zur Entlaſſung ſtehen und noch nicht entlaſſen ſind, haben

ich bis ſpäteſtens den 15. Dezember 1918 bei ihrer zuſtändigen Kom
pagnie uſw. zu melden, um ihre Entlafſung zu bewerkſtelligen oder
ihren vorgeſchriebenen Dienſt aufzun hmen. Wer dis zum 15. Dezem-
ber 1918 ſich weder zwecks Entlaſſung eingefunden, noch ſich zum
Dienſt gemeldet hat, gilt ohne weiteres mit dem 16. Dezember 1918 als
entlaſſen bzw. bis zur Entlaſſung beurlaubt. Damit hört die Zahlung

Ende gut, alles gut.
10] Erzählung aus dem Ries von Melchior Meyr.

Dem Michel ſchien dies einzuleuchten. „Da ka'ſt Rehcht
haba',“ ſagte er getröſteter. „'s iſt wohr, i därf me no' net
abſchrecka loſſa!! Wie moeſt,“ ſetzte er mit neuerwach-
tem Mute hinzu, „ſoll e glei rausrucka' mit der Farb? Soll
e ſaga', das e's heiricha' will?“ „Des got net,“ ent-
gegnete Kaſpar mit der Miene der Autorität. „Ma' mueß
net mit der Tür en's Haus falla'! Allweil oes noch m
andra'! Z'erſt mueſcht doch oh ſeha', ob's de haba' will?“

„Ja ſo,“ verſetzte Michel wieder etwas herabgeſtimmt.
„Was ſoll e denn aber ſo'ſt doa' (tun)?“ „G'ſpäß
macha',“ erwiderte Kaſpar munter. „Sikſch (ſiehſt du), des
iſt d'ſSauptſach. Da Mädla' g'fällt nex beſſer, als Narr-
heita! Z'erſt G'ſpaß und nocht Ernſt des iſt der recht
Weg! Foppa' mueß ma's ond ploga', wamma zo ebbes
komma willl Je meaner (mehr) as (als) mas plogt, je
lieber as oen hont (haben)!“ Dem geradſinnigen Michel
ſchien dieſe Behauptung ſehr gewagt; er ſah den Ratgeber
fragend an. „Du globſch wohl net?“ ſagte dieſer und als
der Burſche den Kopf ſchüttelte, fuhr er fort: „Weil d'eba
koe Erfahrung hoſt en deana' (dieſen) Sacha'. Sikſch, des
iſt ſo Wann e a Mädle fopp ond plog, no ſikt's, daß e
ebbes mit r haba' will, no ſikt's, da e's liab ond'n
Spaß hot's obadrei'l Ond ſo went (wollen) ſe's grad
haha'!“ Michel begriff; er ſagte mit Anerkennung:
„Kapper (traulich: Kaſpar), du biſt a verf echter Schlen-
gell“ „No,“ erwiderte Kaſpar behaglich, „wann e des
net wihßt!“

Es erfolgte eine kleine Pauſe, in der Michel aufs neue
bedenklich wurde. „Ja,“ begonn er ögernd, „ronn e aber
nocht G'ſpäß macha' will ond 's grotet mer net? Wann
e e widder o'gſchickt 'aſtell wie doh?“ „Des wär
freile fehlerhaft, erwiderte Kaſpar mit Ernſt. „Eweng
därfa't (dürfen) Dommheita net daura, ſoſt verlier'
d'Mädla' da' Reſpekt!“ „Doh hoſch (haſt du's)!“ ver
ſehte Michel mit einem Ausdruck, als ob nun er wieder

recht hätte. „Ond mir iſch grad ſo, als ob's mer net g'rotha
könnt! Was ietz?“ „Nv,“ erwiderte Kaſpar mit einer
Art von Unmut, „doh ka'n e d'r koen andera' Rot geba',
als daß d'r eban a bisle meaner ei'bildſt! Kott's Heida-
blitz:! A Kerl wie du! Jſt des koe Ehr'! für ſo a Mädle,
wann du 'n G'falla'n an 'r hoſt? Mueß (ſie) doh net ſtolz
drauf ſei'?“ „Jh ſott's (ſollt' es) beinah globa',“ be-
merkte der Enaksſohn mit entſprechendem Selbſtgefühl. Und
Kaſpar erwiderte: „No, ond wann d'net vergiſcht, wer du
biſt, nocht wurſcht oh reda' und G'ſpäß treiba' könna' mit
ſo'm Deng doh!“ Ruhiger ſetzte er hinzu: „Ma' mueß ſe
net gar z viel macha'n aus da' Mädla' des iſt a Fehler!
Drom wama'n amol a bisle z'hitzeng g'weſa'n iſt, no
mueß ma'n extra widder a weng huf (zurück) ganga' und
doa' als ob ma' gar wohl ohne ſe leba' könnt! Nocht kriega
ſie widder 'n Luhſt! Alſo, bei d'r nächſta' G legenheit
duaſt, was e d'r g'ſakt hab', ond i garantier d'r, ſie kommt
d'r;“ „J will ſeha',“ erwiderte Michel. Dann, nach
kurzem Schweigen, ſetzte er hinzu: „Alſo nommol (noch-
mal)! D's Maul g'halta'n oder“ Er machte mit der
Fauſt eine verſtändliche Bewegung. Kaſpar lachte. „Du
wärſt am End' em Stand und brächſt mer da' Hahls, zom
Dank für mein gueta' Rol?“ Michel, wieder auf ſeinem
Boden ſtehend und ſich fühlend, erwiderte: „Wann de der-
noch aufführa' dätſt 's käm m'r net drauf a'! No,
ietz b'hüet de Gott!“

Michel war durch die Aufklärung des gewandten Kame-
raden in der Tat getröſtet und faßte wieder friſchen Mut.
Das Gefühl ſeiner Kraft und das Vertrauen auf ſich ſelbſt
kehrte zurück. Es war ihm zuweilen, als ob er nur hin-
gehen dürfte zu der Gret, um Spaß zu machen nach Noten!
Aber extra zu ihr gehen, das wollte er nicht: da würde ſie
ja g. uben, daß ers gar zu notwendig hätte und das
ſollte ſie nicht! Er wollte die Gelegenheit abwarten, dann
aber auch benutzen.

Eines Nachmittags ſchlenderte er gemütlich auf dem
Anger hinter ſeinem Garten. Es war ein Sonntag; er
hatte gut gegeſſen, ein wenig „gedurmt“ (geſchlummert), ſich
dann ſchön angezogen, die Pfeife in den Mund geſteckt und
war hierher gegangen, um zu ſehen, was ihm weiter be

Alle Heeresangehörigen der Garniſon Halle, die gemäß den Be

ämtlicher Gebührniſſe auf, d. h. es wird weder Löhnung, Verpflegung,
kleidung und Wohnung, noch Familienunterſtützung gewährt, der

Entlaſſene ſteht alſo auf eigenen Füßen.
er nach dem 15. Dezember 1918 zu ſeinem vorgeſchriebenen Dienſt

nicht erſcheint oder ſich um ſeine Entlaſſung nicht bekümmert, gilt, ſofern
er nach den oben aufgeführten Beſtimmungen zur Entlaſſung ſteht, mit
dem nächſten Tage als entlaſſen, bzw. bis zur Entlaſſung beurlaubt,
da angenommen wird, daß jeder, der nicht zum militäriſchen Dienſt er
ſcheint, anderweitig Arbeit gefunden hat und deshalb ſofort entlaſſen
werden muß.

Der Soldatenrat Halle.
gez. Gruner. Beilicke.

Die Volkspark G. m. b. H. hielt am Dienstag, 10. Dezember
1918 ihre Generalverſammlung ab. Die vorgelegte Bilanz vom
30. September 1918 zeigt in Aktiva und Paſſiva die Summe von
699 968 M. Der im abgelaufenen Geſchäftsjahr erzielte Gewinn
iſt mit 5620 M. angegeben. Das Grundſtückskonto (Boden und
Gebäudewert) zeigt die Summe von 583 980 M. Jn faſt dem
gleichen Betrag ſind auch Hypotheken und Darlehn aufgenommen.
Die Gewinn und Verluſtrechnung ſchließt mit 180 463 M. Der
„Umſatz“ betrug rund eine halbe Million Mark. Jm Lazarett ſind
von Anfang bis Schluß des Geſchäftsjahres 6192 Verwundete und
Kranke verpflegt worden. Der Geſchäftsführung wurde einſtimmig
Entlaſtung erteilt.

Bemerkenswert war die Wahl der Aufſichtsratsmitglieder. Nach
dem Geſellſchaftsvertrag ſcheiden ſämtliche vier Aufſichtsratsmit-
glieder jedes Jahr ſämtlich aus und haben ſich einer Neuwahl zu
unterwerfen. Seit einer Reihe von Jahren ſind dieſe vier Mit-
glieder Georg Gerig, Paul Gröbel, Herm. Nilius und Herm. Weber
immer durch Handhochheben wiedergewählt worden. Dieſes Mal
beantragte der Geſellſchafter Kürbs geheime Wahl und Albrecht
unterſtützte das Verlangen mit den Worten, die Mandate könnten
doch nicht erblich ſein, es wollten auch andere einmal Einſicht haben.
Die ſodann mit Stimmzettel vorgenommene Abſtimmung ergab die
Wiederwahl dex Genoſſen Gröbel und Nilius. Es ſchieden ſomit
Weber und Gerig aus, an deren Stelle Kürbs und Albrecht ge
wählt wurden. Jm übrigen wurde über die Schwierigkeiten des
Geſchäftsbetriebs in der gegenwärtigen Zeit geſprochen.

Unfug. Geſtern abend explodierte in der Nähe des Trothoer
Denkmals eine auf die Schienen der Straßenbahn gelegte, mit Spreng
ſtoff gefüllte Blechkapſel, als ein Straßenbahnwagen die fragliche Steile

Schaden entſtand nicht. Der Täter konnte nicht ermittelt
erden.

Freibank- Verkauf. Zum Freibank-Verkauf am 14. d. M. wer
den die Inhaber folgender Nummern zugelaſſen: Um 8 Uhr Nr. 3101
bis 1200; um 9 Uhr 3201--3300; um 10 Uhr Nr. 3301--3400; um
11 Uhr Nr. 3401--3500; um 12 Uhr Nr. 3501--3550.

Theater, Sehens würdigkeiten uſw.
Stadifheater. Heute Freitag „Familie Schimek“, Sonnabend

nachmittag 3 Uhr „Schneewitttchen“, abends 75 Uhr „Die verſunkene
Glocke“, Oper von Zöllner mit Fräulein Enghardt und Herrn Neu
dörffer in den Hauptpartien. Sonntag nachmittag 3 Uhr geht alsVolksvorſtellung bei kleinen Preiſen Goethes „Fauſt“ 1. Tat (vom

Prolog im Himmel bis einſchließlich Hexenküche) in Szene. Sonntag
abend „Die weiße Dame“, Oper von Boieldieu.

Thalia-Thegter. Am Sonniag, dem 15., findet im Thalia-Theg-
ter ſeitens des Stadttheater-Perſonals eine Aufführung des Luſtſpiels
„Großſtadtluft“ von Blumenthal und Kadelburg unter der Spiellei
tung von Adalbert Kriwat ſtatt. Jn den Hauptrollen ſind beſchäftigt
die Damen: Grawi, Hartmann, Debicke, Michael, und die Herren:
Wilcke, Tandar, Kriwat, Schur, Jarocki.

Aus der Provinz.
Weißenfels. Schwerer Geſchirrunfall. Dieſer Tage

kam ein Rübenfuhrwerk des Rittergutes Langendorf, über das der
Führer des Geſchirrs anſcheinend infolge Verſagens der Bremſe
die Herrſchaft verloren hatte, die Naumburger Straße herabgeſauſt
und prallte mit großer Wucht gegen das Haus des Fleiſchermeiſters
Doſe. Die ſtarke Deichſel durchſtieß die Haustür und ging in
Trümmer. Ein Pferd lag im Hausflur, das andere unter dem
Wagen, der erſt entleert werden mußte, um es frei zu bekommen.
Trotzdem erlitten die Tiere nur leichtere Verletzungen. Zahlreiche
e erten hatten ſich durch rechtzeitige Flucht außer Gefahr ge-

racht.

Pieſteritz. Jn der Montag-Nacht haben Einbrecher den Zeitungs-
kiosk des Herrn Buchdruckereibeſitzers Schulze zum 2. Mal erbrochen

lieben werde. An einem ſolchen Nachmittag fühlt ſich der
Bauer immer behaglich, ſogar wenn er verliebt iſt. Michel
ging langſam, blieb zuweilen ein bißchen ſtehen er dachte
an die Gret. Er war heute ſo unternehmungsluſtig und
dabei ſo ſicher! „Jetz wann's mer käm',“ dachte er
„Sapperment nei'!“ Er ging wieder einige Schritte und
ſah umher und wie's denn manchmal geht, dort, den
Weg von der linken Gaſſe zum Anger herunter, kam die
Gret! Michel eilte mit großen Schritten zum Ausgang des
Wegs, um ſie noch eben zwiſchen den Gärten zu treffen.
Sie ſollte ihm nicht entwiſchen ſie ſollte ihm Rede ſtehen
und nicht mit einem bloßen Gruß davonkommen!

Es gibt auf dem Lande nichts Reizenderes als jene
Gänge zwiſchen lebendigen Hecken, die eben breit genug ſind,
daß man ſich ausweichen kann. Jn der ſchönen Jahreszeit,
wo die Hecken grünen und blühen, wo der trockene Weg von
Gras und Blumen eingefaßt iſt, gewährt es ein wahrhaft
poetiſches Vergnügen, hindurchzuſpazieren, zumal wenn beim
Schein der Sonne der Schatten dichtbelaubter Garten
bäume drüber fällt. Es iſt ſo traulich und ſo heimlich darin,
daß man nur bedauert, ſobald wieder ins Freie zu kommen!

Ein ſolcher Gang war es, in dem unſer Michel die Ge
liebte feſthalten wollte. Seine großen Sſhritte hatten be-
wirkt, daß er noch rechtzeitig kam: die Gret ging erſt in
der Mitte des Weges. Wie ſchön war ſie! Sie hatte
an dem warmen Tage keinen Kittel an: in blendendweißen
Hemdärmeln, in geſtreiftem, farbigem Mieder und rotem
Halstuch kam ſie ihm entgegen. Die Kleider ſtanden ihr ſo
gut, ihr Gang war ſo geſchickt: das Dienen in der Stadt
hat eben doch ſeine großen Vorteile! Dem guten Michel
lachte das Herz im Leibe, als er ſie ins Auge faßte. Wenn
aber das Herz lacht, dann ſchwebt es und kann konſequenter-
weiſe nicht fallen. Unſer Freund behielt ſeinen
Unternehmungsgeiſt, obwohl die Gret mit ſchelmiſch heiterm
Antlitz näher und näher kam; und als ſie endlich voreinander
ſtanden, ſagte er heroiſch: „No Margreat, wo kommſt denn
du hear?“ „Von der Fiſchere,“ war die Antwort.
„So! Ond wo willſt denn he'?“ „Hoem! J ben
mit 'm G'ſtrick ausganga' ond hab d's Gara'
vergeſſa'!“ (Fortſetzung folgt.)
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und daraus Briefpapiere, Poſtkarten, Bücher, einen Tel iapparat und eine Standuhr (Figur 80 Zentimeter ne
Vor Ankauf der beiden letzten Gegenſtände wird gewarnt.

Dietendorf. Fette Beute. Das geſchlachtete Schwein
ſtohlen. Diebe ſtatteten dem einſam gelegenen Gaſthaus Zum fro
Buſch einen Beſuch ab. Sämtliche Schlachtware: Speck, Schinken,
Wurſt, Fett und Pökelfleiſch haben die Diebe mitgehen heißen und
außerdem noch einige Frauenkleider.

Ebeleben. Schleichhändler. Am dieſieen Bahnhof wurde
das Gepäckſtück eines früher hier arbeitenden Leipziger Schülers
beſchlagnahmt. Jnhalt: 130 Pfund grüne Erbſen, die er das Pfund
für 1.50 erworben hatte. Als Verkäufer entpuppte ſich ein erſt
türzlich in den Bauernrat gewähltes Mitglied, das bekanntlich zur
Bekämpfung des Wuchers und Schleichhandels gewählt wurde.

Gröbers. Gut abgelaufen. Beim Durchfahren der ſog.
„Tränke“ im Dorfteiche mit einem zweiſpännigen Ackerwagen kam
das Handpferd einer tiefen Stelle zu nahe und dadurch zu Falle,
ſo daß es im Waſſer verſank. er hinzukommende Jnſpektor
Wagner ſprang ſchnell entſchloſſen in den Teich und hielt den Kopf
des Pferdes ſo lange über Waſſer, bis der Gutsbeſitzer Beil, der
ebenfalls ins Waſſer ſprang, zu Hilfe kam. Das Pferd wurde nun
zunächſt aus ſeiner Anſpannung befreit, ſodann mit einer Kette
umlegt und vom andern Pferde aus ſeiner gefährlichen Lage ge-
zogen. So wurde das wertvolle Tier vom ſicheren Tode des Er
trinkens gerettet.

Kütten (Kreis Bitterfelßd). Ein Einbruchsdiebſtahl
wurde beim Gutsbeſitzer Roſt hier ausgeführt. Aus einem ver-
ſchloſſenen Stallgebäude wurden Gänſe, Enten, Hühner und drei
Schweine geſtohlen. Die letzteren wurden an Ort und Stelle abge
ſchlachtet.

Gräfenhainichen. Vom Zug überfahren. Jn der Nacht
vom Freitag zum Sonnabend wurde gegen 1 Uhr ein Soldat, der
abgeſtürzt war, vom Zuge überfahren, und zwar ſo unglücklich, daß
ihm ein Bein faſt gänzlich abgefahren wurde. Erſt gegen 6 Uhr
wurde der Verunglückte von Grubenarbeitern in der Nähe der
Grube Barbara, wo der Unfall ſich ereignete, aufgefunden. Man
ſchaffte ihn in ein Lazarett nach Wittenberg.

Eisleben. Vermißt. Der zwölf Jahre alte Willi Bauer-
feld verließ am 5. d. M. nachmittags die elterliche Wohnung, ohne
bis jetzt dorthin zurückgekehrt zu ſein. Man vermutet, daß er mit
einem Militär-Eiſenbahntransportzuge unbekannt wohin gefahren
iſt. Bekleidet war er bei ſeinem Weggange mit grauer Hoſe, dunkel-
blauem Jackett, blauer Mütze, grauen Strümpfen und Holz-
vantoffeln.

Die beſtohlene Braut. Ein hieſiger- Bräutigam ſtahl
ſeiner Braut Wäſche von erheblichem Wert. Er wurde feſtgenommen.

Geſtohlen wurden einem in der Katharinenſtraße wohnenden
Bergmann in der Nacht zum 8. d. M. 6 Stück Kaninchen, die in
einem Kaſten verſchloſſen waren, im Werte von 60 M. Einem
in der Kloſterſtraße wohnenden Jnvaliden wurde von ſeinem Enkel,
der ſich bei ihm zum Beſuch aufhielt, ſämtliche Brotmarken, ein
Paar ſehr gute Schnürſchuhe, einen dunkelgrauen Ueberzieher und
noch andere Sachen geſtohlen. Der ſaubere Enkel iſt dann ſpurlos
verſchwunden.

Gewerkſchaftliches.
Die Holzarbeiter

beſchäftigten ſich in äußerſt ſtark beſuchter Verſammlung mit der Neu
regelung der Löhne und Arbeitszeit für die Friedenswirtſchaft. Der
Bevollmächtigte begründet die von der Vertrauensmännerverſammlung
anerkannten Forderungen, worunter beſonders die Abſchaffung der
Akkordarbeit eingehend behandelt wurde. Nach einer lebhaften Dis-
kuſſion wurde einſtimmig beſchloſſen, nachſtehende Forderungen an die
Unternehmerverbände einzureichen: 1. Die wöchentliche Arbeitszeit
beträgt 46 Stunden und zwar von Montag bis Freitag 8 Stunden,
Sonnabends 6 Stunden. Bei eintretender größerer Arbeitsloſigkeit
ſoll eine weitere Verkürzung der Arbeitszeit eintreten. 2. Die Mindeſt-
löhne betragen a) für Facharbeiter 1.65 pro Stunde, b) für Hilfsarbeiter
1.40 pro Stunde, c) für Facharbeiterinnen --.90 pro Stunde, d) für
HEfsarbeiterinnen 80 pro Stu 5) für Arbeiter und Arbeiterinnen
von 16--18 Jahren iſt der Mindeſtlohn 10 Pf. niedriger. f) Ab
ſchaffung jeder Akkordarbeit. Die Verhandlungen über dieſe Forderun-
gen ſollen zunächſt örtlich Pleer werden. Kommt es dabei zu keiner
Einigung, dann ſollen die Differenzpunkte dem neu geſchaffenen Tarif
amt für die Holzinduſtrie zur Entſcheidung überwieſen werden. Unter
Verbandsangelegenheiten werden die Kollegen nachdrücklichſt auf die
Beſtimmungen der Arbeitsvermittlung verwieſen und beſonders darauf
aufmerkſam gemacht, daß jegliches Umſchauen in den Betrieben verboten
ift. Die Sätze der Reichsarbeitsloſenunterſtützung werden bekannt gegeben und dazu bemerkt, daß jedenfalls für die Werdeiroteten noch eine

Verbeſſerung zu erwarten iſt. Die Verwaltung hat weiter den Antrag
geſtellt, dem Verbande die Auszahlung dieſer Unterſtützung mit zu
übertragen. Vor Eintritt in die Tagesordnung begrüßte der Bevoll
mächtigte die zahlreich anweſenden Kameraden mit herzlichen Worten.
Mit der Aufforderung, alle Kräfte bereit zu halten, um die Errungen-

der Revolution hochzuhalten, wurde die Verſammlung ge
offen.

Der gewerkſchaftliche Wiederaufbau nach dem
Kriege.

Unter dieſem Titel hat Paul Umbreit, der Redakteur des
Korreſpondenzblattes der Generalkommiſſion der Gewerkſchaften
Deutſchlands, den 8. Band der Sozialwiſſenſchaftlichen Bibliothek (Ver

für Sozialwiſſenſchaft, Berlin SW e 68, Preis 2.50 M.) erſcheinen
en.

Der Weltkrieg iſt zu Ende, und der Frieden ſteht vor der Tür.
Die Demobilmachung iſt bereits in vollem Gange. Alles rüſtet ſich zum
Wiederaufbau des heimiſchen Wirtſchaftslebens. Mit der Demobili-
ſation der Heere hat auch die Mobilmachung der Gewerkſchaften be
gonnen. Sie müſſen ihre Organiſationen wieder aufbauen, damit ſie
den großen Rückſtrom der Kriegsteilnehmer auf dem Arbeitsmarkt er
faſſen, leiten und alle Kräfte im Geſamtintereſſe der Arbeiterſchaft ver
werten können. Sie müſſen ihr Beitrags- und Unterſtützungsweſen
neugeſtalten, ihre Preffe und Verwaltungseinrichtungen wieder zur
früheren Höhe ausbauen und zu den zahlreichen Proölemen Stellung
nehmen, die nach dem Weltkriege für das künftige Wirtſchaftsleben eine
erhöhte Bedeutung gewinnen. Dazu gehören die Frauenerwerbsardbeit,
die Arbeitszeit und Lohnfrage, das Tarifwefen, das Lehrlingsweſen,
die Arbeitsloſen- und Kriegsbeſchädigtenfürſorge und ſozialpolitiſche
Umgeſtaltung. Die Vereinbarung der Gewerkſchaften mit den Arbeit-
geberverbänden, die ihnen die volle Anerkennung, die kollektive Rege-
Anſeenr Arbeitsbedingungen, die achtſtündige Ardeitszeit und den pari-
tätiſchen Arbeitsnachweis haben ihre große Bedeutung als
Wirtſchaftsorganiſationen außer jeden Zweifel geſtellt. Gewerkſchaft-
liche Organiſation iſt heute das Loſungswort aller Arbeitnehmergrup-
pen für ihre ſſenvertretung geworden.

Umbreit hat in 14 Aufſätzen im Correſpondenzblatt alle dieſe Fra
z auf das Eingehendſte und mit einer Fülle wertvoller Materialien

handelt und der Gewerkſchaftsbewegung damit einen gediegenen Leit
ſaden für den gewerkſchaftlichen Wiederaufbau gegeben. Die nun er
Be Buchausgabe iſt veranlaßt worden durch zahlreiche

ünſche aus Gewerkſchaftskreiſen, dieſe Aufſätze in geſchloſſener Form
mmenzuſtellen und einem großen Leſerkreis zugängig zu machen.

Buch bietet auch Ni werkſchaftler, beſonders für Arbeit-
geber, Angeſtellte und Sozialpoſitiker viel Jntereſſantes.

Soziales.
Kriegsbeſchädigtenfürſorge ein Recht.

e die Kriegsbeſchädigtenfürſorge in all ihren Teilen
bereits jjahrelang tätig iſt, begegnet man ihr von ſeiten der
beſchädigten nicht ſelten mit unverhohlenem Mißtrauen.
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Grund für dieſe Erſcheinung iſt J darin zu ſuchen, daß
durch die ehrenamtliche Mitarbeit der Vertreter aller Berufsſtände
der Anſchein erweckt würde, als handle es ſich um die Gewährung
einer Gnade, als wäre ihre Betätigung ein Entgegenkommen gegen
die Kriegsbeſchädigten. Demgegenüber kann mit allem Nachdruck
nur darauf hingewieſen werden, daß die Gewährung aller Für-
ſorgemaßnahmen eine ebenſo ſelbſtverſtändliche Pflicht iſt, wie die
Gewährung der Rente. Der Kriegsbeſchädigte, der die Einrichtungen
der Fürſorge in Anſpruch nimmt, macht damit nur Gebrauch von
einem ihm zuſtehenden Recht. Die Anſicht der leitenden Kreiſe der
r t geht durchweg dahin, daß ihre Tätigkeitnicht mit den usftüſſen privater Wohlfahrtspflege auf eine Stufe
geſtellt werden darf, ſondern, daß es Pflicht des Reiches iſt, neben
der Rentenfürſorge auch die Berufsfürſorge zu gewähren. Selbſt
verſtändlich wird durch dieſes Recht auf ſoziale Fürſorge das Recht
auf Rente in keiner Weiſe beeinflußt.

Die Arbeitsloſen und die Rohlenförderung.
Seit einigen Wochen iſt in den deutſchen Großſtädten die

Arbeitsloſigkeit außerordentlich geſtiegen. Allein in Berlin wird
die heutige Arbeitsloſenziffer auf 40- bis 50 000 geſchätzt. Auf der
anderen Seite fehlt es in den Kohlendiſtrikten, in Oberſchleſien und
im Ruhrrevier, ſeit net Zeit an Arbeitskräften. Von den ein-
ſchlägigen Stellen der Reichsleitung ſind nun Verſuche gemacht
worden, die Arbeitsloſen für die Arbeit in Kohlenbergwerken zu
intereſſieren. Wie wir hören, hat man dabei einen Widerſtand
bei den Arbeitsloſen gefunden, wie man ihn in dieſer Einheitlichkeit
wohl kaum hätte erwarten ſollen. Das Reichswirtſchaftsamt gibt
ſich alle Mühe, dieſen Widerſtand der Arbeitsloſen gegen die Arbeit
in Kohlengruben zu überwinden. Sie ſieht ſich dazu gezwungen,
weil ſich der Kohlenmangel in Deutſchland, je länger er dauert, zu
einer deſto größeren Kalamität auswächſt. Die Sache hat neben
der rein wirtſchaftlichen auch eine finanzpolitiſche Seite: Den Ar-
beitsloſen in den Großſtädten muß Arbeitsloſen- Unterſtützung ge
zahlt werden. Dieſe Unterſtützung zu zahlen, wenn es an be-
ſtimmten Stellen an Arbeitskräften fehlt, iſt jedoch ein finanz-
politiſches und ökonomiſches Unding. Die Arbeitsloſenunterſtützung
hat die Bereitwilligkeit der Arbeitsloſen, eine ſich bietende Arbeit
anzunehmen und auszuführen, wenn er dazu phyſiſch in der Lage
iſt, zur Vorausſetzung. Die jetzige Regierung bürgt für jede mög
liche Sicherung des Bergwerksbetriebes, und die augenblicklich beſtehenden Verhältniſſe geben die Gewähr für angemeſſene Behand

lung und ausreichende Entlohnung. Damit dürften die Gründe
für die Arbeitsloſen, die Arbeit in den Kohlengruben zu verweigern,
gegenſtandslos ſein.

Erwerbloſenfürſorge und Kriegsbeſchädigte.
Die Grundlinien der Erwerbsloſenfürſorge ſind in

der Tagespreſſe ſchon dargelegt worden. Es iſt bekannt, daß
Träger dieſer Fürſorge die Gemeinden oder Gemeindeverbände
ſind, daß ihnen aber der größere Teil ihres Aufwandes vom Reiche
erſtattet wird. Beſondere Beachtung verdient, daß die Erwerbs-
loſenfürſorge nicht nur Arbeitnehmer erfaßt, ſondern auch An
gehörige ſelbſtändiger Berufe, z. B. Handwerker, Kaufleute uſw.
wenn ſie infolge des Krieges durch Erwerbsloſigkeit ſich in be
dürftiger Lage befinden. Die Höhe der Leiſtung, die die Erwerbs-
loſenfürſorge gewährt, iſt nicht allgemein geordnet, ſie ſoll den
örtlichen Verhältniſſen angepaßt werden; ſie muß aber zum min-
deſten dem Ortslohn nach der Reichsverſicherungsordnung ent
ſprechen. Es kann erwartet werden, daß ſie ſelbſt an Orten, in
denen der Ortslohn niedriger bemeſſen iſt, nicht weniger als 3 M.beträgt. Die Unterſtützung für den Ernährer einer Familie wird

nach der Zahl der Familienmitglieder angemeſſen erhöht.
Den Kriegsbeſchädigten darf die militäriſche Rente

nur ſoweit angerechnet werden, als die Erwerbsloſenunterſtützung
und fonſtige Unterſtützungen und Rentenbezüge zuſammen den
vierfachen Ortslohn überſteigen. Beſonders bedeutſam iſt S 8 der
Verordnung, nach dem die Erwerbsloſen verpflichtet ſind, unter
beſtimmten Vorausſetzungen jede ihnen nachgewieſene geeignete
Arbeit anzunehmen. Für die Reiſe in den Beſchäftigungsort wird
freie Fahrt gewährt. Es darf erwartet werden, daß die Gemeinden
und Gemeindeverbände in der Erwerbsloſenfürſorge für Kriegs-beſchädigte mit den örtlichen Stellen der amtlichen Kriegebeſchä-

digtenfürſorge eng zuſammenarbeiten werden. Es kann denKiegebeſchädigten deshalb nur nachdrücklich empfohlen werden, in
allen Fragen, die die Erwerbsloſenfürſorge vetzeſfen, ſich Rat und

Hilfe bei ihrer Fürſorgeftelle zu holen. Die Fürſorgeſtelle wird ſichinsbeſondere bemühen, die Zeit erzwungener Muße nicht nutzlos

für ſie verſtreichen zu laſſen. Sie wird den Kriegsbeſchädigten in
allen geeigneten Fällen Gelegenheit geben, ſich in ihrem Beruf
fortzubilden oder für den neuen Beruf, dem ſie ſich nach ſachver-
ſtändiger Beratung zuwenden wollen, vorzubereiten.

Bekanntmachung.
Auf Grund der Bekanntmachung des Reichskanzlers über den Ver

kehr mit Süßſtoff vom 20. Juli 1916 und der Verfügung der Reichs-
zuckerſtelle vom 18. Juli 1917 wird in Ergänzungen der Bekannt-
machungen vom 7. September und 10. Oktober 1916 für den Stadt
bezirk folgendes angeordnet:

Jeder Haushalt kann im Monat Dezember ein Briefchen Säßſtoff
(ſogenannte H-Packung) zum Preiſe von 25 Pfennigen nach Maßgabe
der aufgedruckten Beſtimmungen in den Drogenge dder in den
Apotheken käuflich erwerben. Diejenigen Haushalte, welche bei der
Verteilung im November keinen Süßſtoff erhalten haben, können bei die
ſer Verteilung zwei Pakete beziehen.

Bei dem Verkauf hat der Verkäufer in der Rubrik „Süßſtoff“ in
Spalte 6 des vom Käufer vorzuledenden Lebensmitelſcheines den Kauf
für November und in Spalte 7 den Kauf für Dezember durch Ein
waguns des Datums mit Tinte oder angefeuchtetem Tintenſtift anzu-
merken.

Auf einen Lebensmiklelſchein darf für Jede Verkeil nur einBriefchen werden. Haushaltungen, welche bei dieſer Vertei

lung keinen Süßſtoff erhalten, werden bei der nächſten Verteilung be
rückſichtigt.

Wegen der Abgabe der Süßſtoffmenge (GPackung) an Wirtſchaft
und Speiſebetriebe jeder Art, Gaſthäuſer, Kaffeehäuſer, Konditorcien,
Penſionen, Kantinen und ähnliche Betriebe wird auf S 3 unſerer Be
kanntmachung vom 10. Oktober 1916 verwieſen.

Zuwiderhandlungen ziehen die gefetzlichen Strafen nach ſich.
Halle, den 12. Dezember 1913. Der Magiſtrat.

Bekanntmachung.
über den Verkehr mil Saat und Sleckzwiebeln zu Saakzwecken

und deren Höchſepreiſe.
Auf Grund der S 4, 11 und 12 der Verochnung über Gemüſe,Obſt und Südfrüchte vom 3. April 1917 (Rei etel S. 307) wird

unter Aufhebung der Bekanntmachung gleichen Inhalts vom 15. No
vember 1917 (Reichsanzeiger 273) beſcimmt:

S 1.
Gebiet des Deutſchen Reiches dürfen Saat und Steckzwiebelnu h e h e a er

ehe e e. 29die näheren Beſtim
über die Sagtkarte und über die Vorausſetzungen, unter deneni erteilen iſt.

s 2.
Soweil inländiſche Saat und S eln dieſeratkarte W hre

rr r urd dürfen beim Verter zuſtändigen n a werden en beim ber duar aeuger die nachſtehenden Sätze je Zentner nicht üb
werden:

für Saatzwiebeln bis 31. Dezember 1918 21 Mark,
vom 1. Januar 1919 an
je Monat und Zentner
1.00 Mark mehr,

für Steckzwiebeln
I. längliche und ovale:
Größe I unter 136 Zentimeter Durchmeſſer 100 Mark,

II 134--2 Zentimeter Durchmeſſer 680
III 2--2 Zentimeter Durchmeſſer 60

2. plattrunde:
Größe I unter 2 Zentimeter Durchmeſſer

ntimeter Durchmeſſer
s S 2

II 22 J JIII 249-3 Zentimeter Durchmeſſer 80
S 3.

K le Bekanntmachung tritt mit dem Tage ihrer Verkündung in
raft.

Berlin, den 28. November 1918.
Reichsſtelle für Gemüſe und Obſt.

Der Vorſitzende.
gez. von Tilly.

Bekanntmachung wird hiermit zur öffentlichen Kennt
nis gebracht.

Halle, den 10. Dezember 1918. Der Magfſtrat.

Anmerkung. Für die Provinz Sachſen durch Bekanntmader Provinzialſtelle für Gemüſe und Joſt in Magen vom 25. p

tember 1918 geregelt.

S

Bekanntmachung.
Unter dem Pferdebeſtande der Firma G. Veſter, G. m. b. H., hieFreiimfelder Straße 87, iſt die Räude 9- bier
Halle, den 10. Dezember 1918. Die Pollzeiverwalkung.

Bekanntmachung
Unter d erdebeſtande der FiStraße 40, iſt e Räude Gebr. Nagel, hier, Trothaer
Halle, den 10. Dezember 1918. Die Pollzeiverwalkung.

Bekanntmachung.
Die für das Jahr 1918 ausgeſtellten Gewerbelegitimationskarten

für inländiſche Kaufleute und ndlungsreiſende verlie31 Anezee e len Wehen ren mit den
nträge usfertigung ſolcher Karten für das r 1919ſind h bald ſchriftlich cher beſſer prrk im n h des

PolizeiDienſtgebäudes von den Jnhabern der Firma zu ſtellen. Ein
neues Lichtbild und ein Ausweis über die Staatsangehörigkeit ſind
gleichzeitig vorzutkegen.

Für auswärts wohnende Reiſende und ſolche, die in dieſem Jahre
erſt hier zugezogen, ſind Führungszeugniſſe über die letzten drei Jahre
erforderlich.

Halle, den 9. Dezember 1918. Die Polizeiverwaltung.

Polizeiverordnung.
Auf Grund der S 5, 6, 15 des Geſetzes über die Polizeiverwal

tung vom 11. März 1850 und der g8 143, 144 des Geſetzes über die
Allgemeine Landesverwaltung vom 30. Juli 1883 wird für den Stadt
kreis Halle mit Ausnahme der Gebiete der ehemaligen Gemeinden
Cröllwitz und Trotha unter Zuſtimmung des Gemeindevogendes verordnet: Zu des ornands ſei

1.

Reſte und Abfälle von Fleiſch, Fiſch, Brot und Backwaren, Kartoffeln, Kartoffelſchalen, Gemüſen u Früchten ſind, ſoweit ſie nicht

zur menſchlichen r nachweislich Viehfütterung ver
wendet werden, in allen ushaltungen und ſchäftsſtellen getrennt
von ſonſtigem Müll zu ſammeln und an die vom Grundſtücseigen-

W tae n r abzuführen. Für dieurchführung diefer Beſtimmung haftet jeder HaushaltungsvorſtaGeſchäftsinhaber. eder Honedaltangevorſand nd
S 2.

Jeder Grundſtückseigentümer hat zur Sammlung der im F 1 bezeichneten Nahrungsmittelreſte beſondere Behälter im Ho Se Haus

flur ſeines Grundſtücks zur Verfügung zu ſtellen. Dieſe Behälter dür
fen nur zum Sammeln der im F I bezeichneten Nahrungsmittelreſte
benutzt werden. Die Verpflichtung zur Aufſtellung des Brhälters fällt
fort, wenn der Grundſtückseigentümer nachweiſt, daß ſämtliche im 8 1
bezeichneten Nahrungsmittelreſte aus ſeinem Grundſtück bereits auf
andere Weiſe der Viehfütterung zugeführt werden.

s 3.
Die gemäß F§ 1 und 2 geſammelten Nahrungsmittelreſte dürfen

nur zur Verfütterung an Vieh verwendet werden.
S 4.

Dieſe Vorſchriften finden ſinngemäße Anwend ö iund private Märkte. x t be ding auf. ghentn z
5.

Zuwiderhandlungen werden mit Geldſtrafe bis zu 30 M. und im
Unvermögensfalle mit entſprechender Haft geahndet.

8 6.
Dieſe Verordnung tritt am 15. März 1915 in Kraft.

olizeiverwaltung.Halle, den 9. März 1915. Die P Rive.

Städtiſcher Mahrungsmittelverkauf.
Friſche Aepfel. Diejenigen Haushalte, welche bis jetzt noch keinefriſchen Aepfel erhalten haben, können dieſelben am Sonn

abend und Montag vormittags von 8--12 und nachmittags
von 1--4 Uhr noch erhalten. Sonnabend Nr. 1--37 000 und
Montag Nr. 37001--74000 auf Lebensmittelſcheine Ab

nitt 248 Warenbezugsſchein 18 dann verliert der Abſchnitt
eine Gültigkeit. Jede Perſon Pfd. Pfundpreis 1.30 M.

erkaufsſtellen ſind: Leipziger Straße 5, Königſtraße 5 und
Martinſtraße 11,

Eier. Sonnabend, vormittags von 8--10 Uhr: Nr. 46001--47200,
vormitt von 10--1 Uhr: Rr. 47201--49500 der Lebens

Er S r r So Seiter ſind n zum Kochen in derUmtauſch innerhalb drei Tagen.

Käſe. Sonnabend, vormittags von 8-1 Uhr: Rr. 82 001--34500auf Lebensmittelſcheine Jede Perſon 55 g für 20 Pf. in
der Talamtſchule.

Quark. Sonnabend, auf Abſchnitt 6 des Einkaufsſcheins über
Molkereierzeugniſſe in folgenden Stellen: et Große

aGoſenſtraße 21 und Jäcſſch, groß Brunnen is. Zu
elaſſen ſind nur diefenigen die bei den Vorgenannten

e rn angemeldet ſind. Jede Perſon Pfd.
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